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Chancenreich 
und lösungsorientiert
Er geistert schon länger durch die Debattenwelt der Medienschaffenden, der „Konstruktive Jour­
nalismus“. Zunehmende Kritik an dem, was zum Lesen, Hören und Sehen über Politik und Gesell­
schaft angeboten wird, befeuert die Diskussion: zu viel Negatives, Einseitiges, Oberflächliches, Ver­

lautbartes, … letztlich Depressives. Rezipienten verweigern sich und schalten ab. Somit war das Thema 
des 35. Journalismustages von ver.di Anfang März brandaktuell. Konstruktiven Journalismus als „Ein­
ladung“ zu verstehen, „neu über Journalismus nachzudenken“, wie es Keynote-Speakerin Sham Jaff for­
mulierte, wurde 200fach angenommen. Positiv besetztes Vokabular prägte die vielfältigen Diskussions­
formate: chancenreich, lösungsorientiert, verlässlich, gesprächsbereit, gemeinschaftlich, analytisch …. 
Das erkennbare Ziel: ein besserer Journalismus durch Konstruktivität. Zum Nachlesen für die Teilneh­
mer*innen und für alle, die nicht dabei sein konnten, gibt M in seiner aktuellen Ausgabe die Tagung  
nahezu dokumentarisch wieder (S. 6–17). Ergänzend lohnt es, den M Medienpodcast im Gespräch mit 
Sham Jaff auf mmm.verdi.de anzuhören. 

Die Delegierten der Medienschaffenden in ver.di haben ihren neuen Bundesfachgruppenvorstand und den 
Bundesvorstand der Deutschen Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) gewählt. Die Arbeitspakete 
der Gremien sind auch für die nächsten vier Jahre prall gefüllt. Dazu gehört eine gewerkschaftlich gestal­
tete Medienpolitik, die dazu beiträgt, den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zukunftsfest zu machen, auch 
indem Transparenz, Mitbestimmung und Gremienarbeit gestärkt werden. Weitere Stichpunkte sind  
Tarifpolitik, Redaktionsumbauten mit Stellenabbau, Pressefreiheit, Schutz von Journalist*innen, das  
Urheberrecht für Feste und Freie (S. 18/19). Konkret heißt es bereits bald bei Springer: „Digital only“ 
(S. 25/26) oder bei Gruner+Jahr: „Massive Einschnitte“ (ein Beitrag auf M Online und in der aktuellen 
Publik) sowie beim RBB: „Stellenabbau und Programmkürzungen“ (S. 27). 

Kurz porträtiert hat M den Vorsitzenden der Bundesfachgruppe „Medien Journalismus und Film“,  
Manfred Kloiber, und seine zwei Stellvertreter*innen Carmen Salas und Peter Freitag (S. 20/21). Weitere 
Mitglieder des Vorstandes sollen in den nächsten M-Ausgaben vorgestellt werden. 

Karin Wenk, verantwortliche Redakteurin

Foto: Kay Herschelmann

Karikatur: Thomas Plaßmann

Das Recht von Frauen auf gleichen Lohn 
wie für Männer muss eine Bringschuld 
sein, fordert Tina Groll, Vorsitzende des 
Bundesvorstandes der dju in ver.di (S. 5). 
Gegen Lohndiskriminierung wehrt sich 
seit Jahren Birte Meier mit einer Klage 
gegen das ZDF (S. 28/29). 
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elche Vergütung für ein Werk ist an­
gemessen und wie hoch ist sie, wenn 
das Urheberrecht verletzt wurde? 
Das Urheberrechtsgesetz (UrhG)  
soll das Einkommen von Kreativen 

sichern, indem es verhindert, dass Werke wie Texte, 
Fotos oder Videos ohne Erlaubnis verwendet werden. 
Denn bei geistigen Leistungen ist die Gefahr groß, dass 
sich andere einfach an ihnen bedienen und die Ur­
heber*innen leer ausgehen. Aber selbst wenn eine  
Erlaubnis erteilt wurde, ein Werk zu nutzen, muss die 
Vergütung „angemessen“ sein. Ist dies nicht der Fall, 
können Urheber*innen verlangen, dass der Vertrag 
dahingehend geändert wird, dass sie eine angemessene 
Vergütung erhalten, selbst wenn im Vertrag etwas an­
deres vereinbart wurde.

Die Frage ist nur: Das Gesetz nennt hier eine Rang­
folge. Immer angemessen sind gemeinsame Ver­
gütungsregeln, wie es sie beispielsweise für freie 
hauptberufliche Journalist*innen gibt, die für Tages­
zeitungen arbeiten. Sie werden von den Gewerkschaf­
ten ausgehandelt und sind ein guter Grund, sich auch 
dann gewerkschaftlich zu organisieren, wenn man 
nicht fest in einer Redaktion angestellt ist.

Gibt es keine gemeinsame Vergütungsregel, kommt es 
darauf an, „was im Geschäftsverkehr nach Art und 
Umfang der eingeräumten Nutzungsmöglichkeit, [...] 
üblicher- und redlicherweise zu leisten ist“ (§ 32 Abs. 2 
Satz 2 UrhG). Es ist dann zu ermitteln, worauf sich 
vernünftige Vertragspartner geeinigt hätten. Dazu be­

darf es einer Gesamtbetrachtung aller Umstände des 
Einzelfalls, unter anderem Dauer, Häufigkeit, Aus­
maß und Zeitpunkt der Nutzung. Gegenüber einer 
einmaligen rechtfertigt eine langjährige oder wieder­
holte Verwendung somit eine höhere Vergütung.

Gibt es eine Vergütung, die in der jeweiligen Branche 
üblicherweise gezahlt wird, ist dies zwar nicht ver­
bindlich, kann aber als Ausgangspunkt für die Ver­
gütung im Einzelfall dienen. An dieser Stelle können 
beispielsweise die Bildhonorare der Mittelstands­
gemeinschaft Foto-Marketing (MFM) herangezogen 
werden. Sie zählen zwar nicht zu den gemeinsamen 
Vergütungsregeln, weil sie von den Urheber*innen 
einseitig vorgelegt werden. Dennoch bieten sie eine 
Orientierung, eine Vergütung nach den MFM-Emp­
fehlungen ist in vielen Fällen insoweit auch ange­
messen.

Vergütung muss angemessen sein

Die Gerichte schauen bei der Ermittlung einer ange­
messenen Vergütung aber auch darauf, welche Preise 
von Urheber*innen selbst durchgesetzt werden. Wer 
also als Fotograf wegen Urheberrechtsverletzung eine 
Vergütung verlangt, kann sich nicht darauf verlassen, 
dass er am Ende auch die Sätze der MFM erhält. Vor 
allem, wenn er seine Leistungen sonst zu deutlich 
günstigeren Konditionen am Markt anbietet, z.B. in 
Stockfoto-Archiven, muss er gegebenenfalls Abschläge 
hinnehmen. Kann dauerhafte Nutzung für weniger als 
hundert Euro bei einer Agentur lizenziert werden, 
würden sich vernünftige Nutzer*innen wohl kaum da­
rauf einlassen, wenn nach den MFM-Empfehlungen 
nach einigen Jahren mehrere Tausend Euro fällig wer­
den.

Die „angemessene Vergütung“ ist also nicht schema­
tisch zu berechnen, sondern immer auch abhängig von 
der Person der Urheberin oder dem Urheber. Wer gute 
Preise am Markt durchsetzen und entsprechende 
Rechnungen vorlegen kann, wird bei einer Urheber­
rechtsverletzung auch eine entsprechende Lizenz­
gebühr verlangen können.

Übrigens: Auch wenn nach dem Urheberrechtsgesetz 
verpflichtend eine angemessene Vergütung zu zahlen 
ist, können Urheber*innen ihre Werke auch kosten­
frei lizenzieren, etwa für gemeinnützige Organisatio­
nen oder im Sinne von Creative Commons. Gesetzlich 
ist dies aber nur in Bezug auf einfache Nutzungsrechte 
möglich. Ansonsten gilt der Grundsatz: Exklusiv­
rechte nur gegen Vergütung.� Jasper Prigge ‹‹

MEDIEN UND RECHT

	W 

Was sind Texte, Fotos und  
Videos eigentlich wert?

Jasper Prigge
ist Rechtsanwalt für 

Urheber- und Medienrecht 
in Düsseldorf 

Foto: Kay Herschelmann

	 Die Gerichte schauen bei der Ermittlung einer 
angemessenen Vergütung aber auch darauf, welche Preise 
von Urheber*innen selbst durchgesetzt werden. 
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as Bundesarbeitsgericht hat mit einem 
Paukenschlag das Recht von Frauen 
auf gleichen Lohn wie für männliche 
Kollegen gestärkt – ein Gesetz wäre 
aber noch besser als ein Urteil.

Kürzlich war es wieder so weit: Einen Tag vor dem  
Internationalen Frauentag am 8. März wurde in 
Deutschland am 7. März der Equal Pay Day gefeiert. 
Gefeiert ist dabei das falsche Wort, denn der Tag mar­
kiert ja bekanntlich die Lohnlücke zwischen den Ge­
schlechtern und damit die Zeit seit Jahresbeginn, in 
der Frauen quasi unbezahlt arbeiten, vergleicht man 
ihre Einkommen in Vollzeitjobs mit den Einkommen 
der Männer. Es hat allerdings schon einige Verbesse­
rungen gegeben: Vor einigen Jahren noch fiel der 
Equal Pay Day auf einen Tag Ende März. Der Gender 
Pay Gap ist kleiner geworden und betrug im vergan­
genen Jahr 18 Prozent. 

Frauen bekamen mit durchschnittlich 20,05 Euro ei­
nen um 4,31 Euro geringeren Bruttostundenverdienst 
als Männer mit 24,36 Euro. Jedoch taugt der Vergleich 
des sogenannten unbereinigten Gender Pay Gaps nicht 
so viel – weil Frauen bekanntlich seltener in Füh­
rungspositionen und häufiger in strukturell schlecht 
bezahlten Berufen arbeiten. Und wenn man sich die 
Monatslöhne von Männern und Frauen ansieht, dann 
ist der Gender Pay Gap aufgrund der überwiegenden 
Teilzeitarbeit von Frauen noch viel höher. Das Ganze 
setzt sich fort mit dem Gender Wealth Gap – Frauen 
haben weniger Vermögen als Männer, dem Gender 
Pension Gap – Frauen bekommen die niedrigere Rente 
und sind häufiger von Altersarmut betroffen. Und 
nicht zu vergessen der Gender Care Gap – Männer 
verrichten quasi nur in homöopathischen Dosen un­
bezahlte Sorge- und Hausarbeit.

Das ist auch im Journalismus nicht anders. Frauen feh­
len an der Spitze der Redaktionen, arbeiten häufiger 
Teilzeit und sind auch im Jahr 2023 häufiger in den 
vermeintlich “weichen” Ressorts und Medien zu fin­
den. Und sie haben aus all diesen Gründen auch die 
geringeren Löhne. Im Journalismus kommt noch 
hinzu: Frauen arbeiten häufiger als freie Journalistin 
– und haben, auch weil die Honorare für Freie oft 
nicht üppig sind, ein geringeres Einkommen. Das Ar­
beitsverhältnis als Freie war auch im Fall der Kollegin 
und Investigativjournalistin Birte Meier, die seit Jah­
ren einen aufsehenerregenden Prozess für Lohngleich­
heit gegen das ZDF führt, immer wieder Argument 
der Arbeitgeberseite, nicht den gleichen Lohn zahlen 
zu müssen.

Doch nun hat das Bundesarbeitsgericht mit einem 
richtungsweisenden Urteil den Anspruch von Frauen 
auf gleiche Bezahlung gestärkt. Demnach müssen Ar­
beitgeber, wenn sie höheren Lohnforderungen von 
Mitarbeitern nachgeben, diesen Lohnzuwachs auch 
den gleich qualifizierten Mitarbeiterinnen zugestehen 
(Az: 8 AZR 450/21). Zwar ging es im konkreten Fall 
um eine Vertriebsmitarbeiterin bei einem Metall­
unternehmen – übertragbar ist das Urteil dennoch auf 
andere Branchen, denn die höchsten Arbeitsrichterin­
nen und -richter entschieden, dass ein angeblich bes­
seres Verhandlungsgeschick eines Mitarbeiters keine 
Diskriminierung einer anderen Mitarbeiterin bedeu­
ten dürfe. 

Verhandlungsgeschick ist daher kein Argument mehr, 
um Frauen schlechter zu vergüten als Männer – das 
gilt für Festangestellte wie für Freie. Das Urteil ist 
richtig und wichtig. Aber es braucht noch mehr: ein 
Gesetz für gleichen Lohn zum Beispiel. Die bisherigen 
gesetzlichen Grundlagen sind keineswegs ausreichend. 
Das Entgelttransparenzgesetz etwa, das vor einigen 
Jahren eingeführt wurde, gilt nur für große Unterneh­
men mit mehr als 200 Beschäftigten und gibt den Mit­
arbeitenden auch nur einen Auskunftsanspruch, so­
fern es eine größere Anzahl an Kolleginnen und Kol­
legen mit vergleichbarer Tätigkeit gibt. Es ist un­
brauchbar für die meisten Redaktionen. 

Besser mit Tariflöhnen

Gäbe es ein Gesetz für gleichen Lohn, wären Arbeit­
geber zudem in der Bringschuld – sie müssten dann 
erklären, warum eine Mitarbeiterin weniger Geld be­
kommen soll als ein Mitarbeiter mit dem gleichen Job. 
Was es aber außerdem braucht, ist eine stärkere Tarif­
bindung: Denn da wo Tariflöhne bezahlt werden, kommt 
es viel seltener zu Lohndiskriminierung. Tarife schüt­
zen Beschäftigte außerdem davor, dass ihr vermeint­
liches Verhandlungsgeschick maßgeblich für den Er­
folg in der Gehaltsverhandlung ist. Gut untersucht ist, 
dass Frauen sich in der Regel schlechtere Verhand­
lungskompetenzen zuschreiben, ihren Marktwert ge­
ringer einschätzen als Männer und ihnen zudem hohe 
Forderungen eher negativ ausgelegt werden – in der 
Regel aufgrund unbewusster tradierter Rollenmuster. 

Gewerkschaften sollten sich daher neben der Tarif­
arbeit auch für ein Recht auf gleiche Bezahlung stark 
machen und Frauen noch stärker empowern. Damit 
wir den Equal Pay Day mit Silvester feiern oder ganz 
abschaffen können.� Tina Groll ‹‹
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MEINUNG
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Recht auf gleichen Lohn 
muss Bringschuld sein	

Foto: Stephanie von Becker

Tina Groll, Redakteurin bei 
Zeit Online und Vorsitzende 
des Bundesvorstandes der 
Deutschen Journalistinnen- 
und Journalisten-Union (dju) 
in ver.di



„Konstruktiver Journalismus ist guter Journalismus, nichts anderes!“ So Key-
note-Sprecherin Sham Jaff auf dem 35. ver.di-Journalismustag am 4. März in 
Berlin, der danach fragte, wie wir „mit Constructive News durch die Krise“ 
kommen. Corona-Pandemie, Ukrainekrieg, Klimanotstand – angesichts ge
ballter schlechter Nachrichten schalten viele Rezipient*innen ab und Medien 
setzen große Hoffnungen in konstruktiven Journalismus. 
Die Konzepte sind facettenreich.

IM FOKUS

„Gesellschaften brauchen Journalist*innen, um ver­
lässliche Informationen und den Bezugsrahmen für 
eine gemeinsame Realität zu schaffen“, sagte sie und 
betonte die große Verantwortung, die damit verbun­
den ist – besonders in Krisenzeiten. Viele Menschen 
meiden die schlechten Nachrichten, weil sie sich da­
mit „schlecht fühlen“. „Wir können nicht dafür sor­
gen, dass der Krieg in der Ukraine aufhört oder dass 
die Erdbebenopfer in Syrien und der Türkei in den 
nächsten 15 Minuten alles bekommen, was sie brau­
chen. Aber eine Lösung liegt darin, wie wir weiterhin 
Nachrichten produzieren“, so Jaff. 

Der konstruktive Journalismus solle da „als Einladung 
verstanden werden, neu über Journalismus nachzu­
denken, über die veränderten Situationen und wie wir 
darauf reagieren könnten“. Wir hätten die Verantwor­
tung, Menschen so zu informieren, dass sie nicht „ihre 
mentale Gesundheit gefährden oder gar ihre Zeit ver­
schwenden.“ „Wir sind ja jeden Tag in der luxuriösen 
Situation, völlig frei zu entscheiden, über welches 
Thema wir berichten“ und „ob wir Konflikte verschär­
fen oder Menschen ins Gespräch bringen“. Wir könn­
ten über die Katastrophen dieser Welt berichten und 
gleichzeitig den Blick für Lösungen weiten, sagte Sham 
Jaff und fuhr fort: „Wir können unsere Perspektive für 
die sogenannte normale halten oder Vielfalt wertschät­
zen und neugierig suchen.“ Das gelte sowohl für Me­
dienprodukte als auch für die wenig diversen Redak­
tionen. Konstruktiver Journalismus biete das Hand­
werkszeug, „zukunftsorientierte Debattenformate“ zu 
entwickeln, etwa Talkshows mit mehr Vielfalt, die 
unterschiedliche Stimmen präsentieren und dadurch 
zu mehr Erkenntnisgewinn beitragen. 

eit 2014 schreibt Sham Jaff, freie Journalistin in Ber­
lin, den Newsletter „what happened last week“ mit 
Nachrichten aus dem globalen Süden. Außerdem  
moderiert, redigiert und produziert sie zahlreiche 
Podcasts. Für „190220 – Ein Jahr nach Hanau“ 

wurde sie 2021 mit dem Grimme Online Award aus­
gezeichnet. Auf dem Journalismustag erläuterte Jaff, 
welche Chancen konstruktiver Journalismus für Me­
dienschaffende bietet. Gleichzeitig distanzierte sie sich 
von der „unnötigen Debatte“ über „Labels“ wie Wohl­
fühljournalismus mit „nur guten Nachrichten“ oder 
„Schönfärberei“ und räumte mit Aktivismusvorwür­
fen auf. 
 

Guter Journalismus 
ist konstruktiv
Von Bärbel Röben

S

Sham Jaff (freie Journalistin, 
Bonn Institute) hielt beim 
Journalismustag „Bye bye 
bad news – mit Constructive 
Journalism durch die Krise?“ 
die Keynote
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KONSTRUKTIVER JOURNALISMUS

Wenn man Betroffenen zuhöre und ihre Forderungen 
an die Politik in den Vordergrund stelle, sei das nicht 
aktivistisch, sondern diene der Suche nach Lösungen, 
die genauso kritisch analysiert werden wie Probleme. 
Für ihren „Hanau“-Podcast habe sie mit den Familien 
der Ermordeten gesprochen und eine Beziehung zu ih­
nen aufgebaut, die auf Vertrauen und Empathie ba­
siert, erzählte sie. Die Betroffenen dürften sich nicht 
viktimisiert oder ausgenutzt fühlen. Den Kontakt halte 
sie seit 2021 und verfolge, wie es den Menschen geht 
und was aus ihren Forderungen an die Politik wird. 
Ihr sei es dabei wichtig, die Betroffenenperspektive 
auf eine strukturelle Ebene zu heben und zu zeigen, 
wie sich die Hanau-Berichterstattung einreiht in den 
Umgang mit Rechtsextremismus und Gewalt. Die Ge­
schichte möchte sie auch Menschen, die nicht von 
Rassismus betroffen sind, nahbar machen. 

Globale Zusammenhänge aufzeigen

Lösungsorientierter Journalismus zeige auf, was noch 
nicht funktioniert und wie es funktionieren könnte, 
indem er in andere Länder, auf andere Kulturen blickt 
und globale Zusammenhänge aufzeigt. So frage sie, 
was an den europäischen Grenzen schiefläuft, warum 
dort so viele Geflüchtete sterben und was Deutschland 
damit zu tun hat? Warum ist die Arbeitslosigkeit in 
anderen Ländern niedriger und warum werden deren 
Lösungen hier nicht umgesetzt?“ Auf ihren News­
letter „what happened last week“ angesprochen, be­
kräftigte sie, dass es „absolut“ wichtig sei, den euro­
zentristischen Blick auf Länder in Asien, Afrika und 
Zentralamerika aufzubrechen, und damit Stereotype 
abzubauen.

Beim konstruktiven Journalismus gehe es nicht da­
rum, Lösungen „zu verkaufen“, sondern sie zur Dis­
kussion zu stellen. Journalismus dürfe sich nicht von 
Clickbaiting verleiten lassen, sondern müsse als vierte 
Gewalt Missstände aufdecken und dann „etwas bewir­
ken, aber dabei kann man was besser 
machen“. Das sei auch ihr Motiv ge­
wesen, Journalistin zu werden. Wir 
müssten uns unserer Verantwortung 
bewusst sein, Lösungsansätze recher­
chieren, „den Menschen Handlungs­
optionen zeigen und ihnen ein Gefühl 
der Selbstwirksamkeit geben“. Viel­
leicht kämen sie dann auf neue Ideen 
und „wir können dem furchtbaren 
Trend der Nachrichtenvermeidung 
entgegenwirken!“ 

Sham Jaff gehört zum Kuratorium des 
Bonn Institute für Journalismus und 
konstruktiven Dialog, das 2022 in 
der deutschen Ex-Hauptstadt ge­
gründet wurde – von einer Allianz 
aus Deutscher Welle, Rheinischer 
Post Mediengruppe, RTL Deutsch­
land und dem dänischen Constructive 
Institute an der Universität Aarhus. „Gerade in Kri­
senzeiten sehen wir, wie wichtig es ist, dass Redakti­
onen ihr Publikum mit den Problemen nicht allein las­
sen und den Menschen einen echten Mehrwert durch 
faktenbasierten und konstruktiven Journalismus bie­
ten“, sagte Ellen Heinrichs, Geschäftsführerin des In­
stituts (Buchrezension S. 9). Im Leitbild wird dieser 
definiert als „lösungsorientierter, perspektivenreicher 
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Fotos: Kay Herschelmann 

Tagesmoderatorin  
Mirjam Kid (freie Journalistin, 
DLF) während einer Pause im 
Gespräch

Impressionen vom 35. Journalismustag: zugehört, kommentiert, gefragt, diskutiert



und dialogorientierter. Damit Menschen ihm ver­
trauen und gute Entscheidungen für ihr Leben treffen 
können.“

Das Institut wendet sich an verschiedene Zielgruppen 
und lässt Medienprofis zu Wort kommen, die ihre Er­
fahrungen teilen. Eine von ihnen ist die mehrfach aus­
gezeichnete Journalistin, Filmemacherin und Autorin 
Ronja von Wurmb-Seibel, die über den „Sonderfall 
Kriegsberichterstattung“ schreibt. Sie war Politik-Re­
dakteurin bei der „Zeit“, bevor sie ab 2013 zwei Jahre 
lang als Reporterin aus Kabul berichtete. Auf dem 
Journalismustag sagte sie im Gespräch mit Manfred 
Kloiber und Tagungsteilnehmenden: „Konstruktiver 
Journalismus ist bei jedem einzelnen Thema möglich!“ 
Während ihrer Zeit in Afghanistan habe sie viel Leid 
und Armut erlebt: „Ich wollte diesen ganzen Horror 

nicht so weitergeben, sondern 
schauen, wo gibt es einen 
Hoffnungsschimmer, Pers­
pektiven, wie man es besser 
machen kann und bin damit 
sehr gut gefahren“, erklärte 
sie. Bei Recherchen für ihren 
Dokumentarfilm über einen 
Terroranschlag in Kabul sei 
sie auf Studien zur gesund­
heitsschädlichen Wirkung 
von negativen Informationen 

gestoßen und wollte zeigen, wie Medien Geschichten 
so erzählen können, dass sie Mut machen. Das thema­
tisiere sie in ihrem Buch „Wie wir die Welt sehen. Was 
negative Nachrichten mit unserem Denken machen 
und wie wir uns davon befreien“. 

Nach der Formel „Scheiße plus X“

Wenn Menschen angesichts der vielen Krisen im In­
ternet exzessiv negative Nachrichten konsumieren, 
mache sie – besonders das Doomscrolling im Internet 
– mental krank und führe zu Gefühlen von Ohnmacht 
und Hilflosigkeit. Sie wollten sich informieren, merk­
ten aber, dass der Nachrichtenkonsum „ihr ganzes Le­
ben sprengt“ und vermieden ihn. Das wirke sich auf 
die ganze Gesellschaft auf, „wenn so viele Menschen 
keine Nachrichten mehr konsumieren, nicht mehr 
wählen gehen oder sich sozial engagieren“. Diesen 
Trend könne konstruktiver Journalismus umkehren. 

Nach psychologischen Forschungserkenntnissen 
könnten „wir eigentlich sehr gut mit Krisen umge­
hen“, die „allermeisten Menschen halten zusammen, 
werden solidarisch, wachsen über sich hinaus und 
werden erfinderisch“, so von Wurmb-Seibel. Das ein­
zige, „was wir nicht so gut können“, sei der Umgang 
mit Ohnmachtsgefühlen und Hilflosigkeit. Da sei es 
wichtig, in der Berichterstattung zu vermitteln, dass 
„wir immer noch Handlungsmöglichkeiten haben“. 

Bei Katastrophen wie Erdbeben, „wurde uns beige­
bracht, dass wir mit einer Spende etwas bewirken kön­

nen“, schwieriger sei es etwa beim innenpolitischen 
Umgang mit dem Krieg in der Ukraine. Da hätten die 
meisten nicht gelernt, wie sie sich einbringen und wie 
sie etwas fordern können“, so von Wurmb-Seibel. 
Das hänge damit zusammen, dass politische Probleme 
in der Berichterstattung oft zum Dauerthema werden 
und Lösungsperspektiven fehlen. Es gebe einen 
Schlagabtausch zwischen den streitenden Parteien und 
Bewältigungsstrategien würden als „nicht machbar“ 
oder „alternativlos“ präsentiert. Medien könnten in 
dem Fall – etwa mit Verweis auf andere Länder – 
Druck auf Politiker*innen und andere Führungsper­
sonen ausüben. So sei konstruktiver Journalismus 
nicht nur gut für die mentale Gesundheit der Men­
schen, sondern verbessere auch die demokratische 
Kontrollfunktion der Medien als vierte Gewalt. 

Wenn es um die Gewichtung von Themen geht, galt 
bisher „Only bad news are good news“. Das bedeutet, 
nur schlechte Nachrichten sind gute Nachrichten, 
weil sie mehr Aufmerksamkeit bei den Rezipient*in­
nen bekommen. Evolutionsbiologisch bedingt schätz­
ten Menschen negative Informationen als relevanter 
ein, erklärte von Wurmb-Seibel. So achteten sie eher 
auf den Tiger, der auf der Wiese steht, als auf die 
Schafsherde auf der anderen Seite. Da Menschen in 
Deutschland und Europa heute nur noch selten solche 
lebensbedrohlichen Gefahren erlebten, stehe uns die­
ses Reaktionsmuster „heute sehr oft im Weg“. Bei der 
Gewichtung von Themen solle man immer reflektie­
ren, „ist das jetzt so ein Tiger-Moment und kann ich 
da noch mal gegensteuern“. 

Wie das geht, brachte sie auf die kernige Formel 
„Scheiße plus X“ – das bedeutet, „dass wir bei jedem 
Problem, ob beruflich, journalistisch oder privat, nach 
dem „X“ suchen“, das Handlungsoptionen aufzeigt. 
Wenn Rezipient*innen das nicht bekommen, sollten 
sie andere Medienangebote wählen oder seltener 
Nachrichten konsumieren, denn „Ohnmachtsgefühle 
durchlöchern zu häufig unseren Alltag“ und verfes­
tigten sich dann. Wenn Medien in Krisenzeiten auch 
über einzelne positive Beispiele berichten, führe das 
nicht dazu, dass Menschen sich weniger ohnmächtig 
fühlten, so von Wurmb-Seibel. Journalist*innen soll­
ten das „X“ deshalb immer mitliefern – in jedem ein­
zelnen Beitrag!� Bärbel Röben ‹‹
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Christoph Schmitz, Mitglied 
im ver.di Bundesvorstand,  
eröffnete den 35. Journalis-
mustag

Tip – Aktuell:
„M Der Medienpodcast“ 
mmm.verdi.de/podcast/
Sham Jaff im Gespräch mit M 
über die Notwendigkeit, 
konstruktiv zu berichten

Manfred Kloiber führte das 
Interview mit Ronja von 
Wurmb-Seibel (Foto oben), 
die dafür in den Journalis-
mustag zugeschaltet wurde

Fotos: Kay Herschelmann 
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	 S eit dem russischen Angriff auf die Uk-

raine ist die Zahl der Nachrichtenver-
meider*innen in Deutschland sprung-
haft auf über ein Drittel des Publikums 
gestiegen – vor allem wegen der psy-

chischen Belastung durch den Medienkonsum. In der 
ansprechend gestalteten Publikation des Bonn Institute 
für konstruktiven Journalismus werden die Hintergründe 
dieser „News Avoidance“ analysiert und Medienschaf-
fende erhalten Praxis-Tipps, wie sie Menschen so über 

den Krieg informieren können, dass diese 
sich nicht hilflos fühlen. 

Ellen Heinrichs, Gründerin und Geschäfts-
führerin des Bonn Institutes, hat zusammen 
mit Katja Ehrenberg, Pauline Tillmann und 
Chiara Swenson in einer qualitativen Studie 
erforscht, wie konstruktive Ansätze im Jour-
nalismus „einer unangemessen negativen 
Weltsicht und Nachrichtenvermeidung“ ent-
gegenwirken können. Sie führten zwischen 
Mai und Juli 2022 Leitfaden-Interviews mit 
16 Mediennutzenden und 12 Journalist*
innen. 
 

Die Rezipient*innen wählten sie möglichst divers nach 
Alter, Geschlecht, Region sowie Lebensumständen aus 
und bezogen auch Menschen mit ein, die selbst Krieg 
und Flucht erlebt haben. Die meisten Befragten wün-
schen sich außer Berichten über das Kriegsgeschehen 
auch mehr Mut machende, persönliche Geschichten – 
etwa von Menschen, die sich für den Frieden einsetzen 
– und ungefilterte Einsichten in die Lebensrealität der 
Betroffenen. Wichtig sind den Mediennutzenden vor al-
lem vielfältige Perspektiven und konstruktive Lösungen: 
„Wie können wir diesen Krieg am schnellsten beenden?“ 
Außerdem solle ausreichend Kontext und Hintergrund-
information vermittelt werden, etwa durch weiterfüh-
rende Links. Alle wünschen sich eine leicht verständliche 
Sprache. Zur Verwendung von Kriegsbildern gibt es un-
terschiedliche Meinungen. Einige befürworten Trigger-

Der Krieg um die Ukraine wird nicht nur militärisch mit 
Panzern, sondern auch medial mit Propaganda geführt. 
Er ist der erste, der in Echtzeit in den Medien ausgetra-
gen wird – vor allem im Internet. Ukrainische WarTo-

warnungen, während andere möchten, dass die Gräuel 
zur Abschreckung möglichst konkret gezeigt werden.

In einem zweiten Schritt wurden Medienschaffende von 
ARD bis „Zeit“ befragt – unter ihnen feste und freie Jour-
nalist*innen, die entweder in deutschen Redaktionen 
arbeiten oder als Reporterinnen und Reporter prakti-
sche Erfahrung in der Krisen- und Kriegsberichterstat-
tung haben. Die meisten halten eine stärker auf Pers-
pektivenvielfalt und Lösungsorientierung ausgerichtete 
Kriegsberichterstattung für möglich, doch sehen Prob-
leme bei der praktischen Umsetzung. Sie nennen den 
ständigen Zeitdruck, hierarchisch geprägte Redaktions-
kulturen oder ein tradiertes journalistisches Selbst
verständnis vom „neutralen Beobachter“. Wenn sie  
lösungsorientiert berichten, werde ihnen Aktivismus vor-
geworfen oder: es sei „zynisch“, konstruktiv über das 
Thema Krieg zu schreiben. Andere halten dagegen, es 
sei „konstruktiv“, über erfolgreiche Friedensdiplomatie, 
historische Vergleichsfälle und ziviles Engagement zu 
berichten. 

Führungskräfte der Medienhäuser müssten mehr Raum 
und Zeit bereitstellen, um alte Berichterstattungsmus-
ter zu reflektieren und in konstruktive Ansätze zu verän-
dern, sind sich die meisten Befragten einig. Dafür brau-
che man mehr Fortbildungsangebote und Vernetzung. 
Dass es bereits zahlreiche Good-Practice-Beispiele für 
eine konstruktive Berichterstattung gibt, die den Infor-
mationsbedürfnissen der Mediennutzenden gerecht 
wird, zeigen die Autorinnen im Anhang mit kommentier-
ten Beiträgen aus Print, Audio, Video und Multimedia. 
Sie sind allerdings nicht alle barrierefrei im Internet ab-
rufbar. 

Die Studie ist gut lesbar, übersichtlich in neun Abschnitte 
gegliedert, locker gestaltet mit Grafiken, Bildern, einem 
Quellen- und Abbildungsnachweis sowie Informationen 
zu den Autorinnen. Sie bietet eine gute Einführung in 
den konstruktiven Journalismus – am Beispiel eines 
brandaktuellen Themas! � Bärbel Röben ‹‹

ker*innen, die von der Front berichten, stoßen auf rus-
sische Trollarmeen, die auf Instagram posten. Diese 
Propagandaschlacht wird in der WDR-ARTE-Dokumen-
tation mit viel Video- und Informationsmaterial aus dem 
Netz analysiert – anschaulich und erkenntnisreich, doch 
trotz der bunten Bilder inhaltlich etwas schwarz-weiß.�
� br ‹‹

https://mmm.verdi.de/aktuelle-meldungen/filmtipp-
propagandaschlacht-um-die-ukraine-86951

Verfügbar in den Mediatheken von ARTE, ARD sowie 
den YouTube-Channels von DW Documentaries, z. Bsp:
https://kurzelinks.de/ard-prop-ua
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Konstruktiv über Kriege berichten

Ellen Heinrichs u.a.: 
Zwischen Wunsch und  
Wirklichkeit. 
Konstruktiver Journalismus 
in Kriegszeiten. 
Studie des Bonn Institute
www.bonn-institute.org 
Dezember 2022, 70 Seiten

Kostenloser Download: 
https://kurzelinks.de/ 
bonn-inst-kj

Bild: WDR/berlin producers Media GmbH

https://mmm.verdi.de/aktuelle-meldungen/filmtipp-propagandaschlacht-um-die-ukraine-86951
https://mmm.verdi.de/aktuelle-meldungen/filmtipp-propagandaschlacht-um-die-ukraine-86951


ur Auflockerung mal stehen: Die Fish­
bowl-Diskussion „Stärken der Debat­
tenkultur durch konstruktiven Jour­
nalismus“ lud zum offenen Debat­
tierkreis ins ver.di Atrium ein. Ins 

„Goldfischglas“ der „Fishbowl“ mit Laura 
Goudkamp, Hanna Israel und Tina Fritsche 
auf der Bühne durfte jeder springen, der Fra­
gen oder Meinungen zum Thema beisteuern 
wollte. 

Hanna Israels Plattform „My Country Talks“ 
hat weltweit bereits eine viertel Million Men­
schen zu Vier-Augen-Gesprächen zusammen­
gebracht mit der Absicht, Unterschiede aus­
zuhalten und Gemeinsamkeiten zu benennen, 
zu fragen, „was vereint und nicht nur, was 
trennt“. Das Bedürfnis, sich auszutauschen 
sei riesig, wie tausende Bewerbungen zeigten. 

Nach einem Fragebogen werden Gesprächspaare „ge­
matcht“ – Jung, Alt, Frau, Mann, Divers mit unter­
schiedlichen Biografien, Erfahrungen, Positionen.

Laura Gouldkamp, die sich seit vier Jahren mit kon­
struktivem Journalismus beschäftigt und die digitale 
Transformation beim Bayrischen Rundfunk begleitet, 
sucht für ihre Formate immer neue Ideen. Gezielt sei 
sie auf die Korrespondenten von 30 ARD-Studios 
weltweit zugegangen mit der Frage, welche guten Bei­
spiele und Lösungsansätze es neben den „harten Fak­
ten“ – die oft als negative Beispiele das Denken beein­
flussen – aus den Ländern gäbe. „Ich war überrascht, 

Fishbowl im ver.di Atrium mit 
Moderatorin Tina Fritsche 
(links), Kommunikations
expertin und Gewerkschafts-
sekretärin „Medien, Journa-
lismus und Film“ bei ver.di 
Hamburg

was da zum Weitererzählen zurückgekommen ist.“ 
Mit Instagram beispielsweise seien junge Menschen 
konstruktiv zu erreichen.

Menschen zusammenbringen
und Offenheit schaffen
Elisabeth Knetsch, angehende Journalistin, sprang als 
erste aus dem Publikum ins „Goldfischglas“. Sie be­
schäftigt die Notwendigkeit, gesellschaftliche Prob­
leme zu lösen und Verständigung zwischen Menschen 
herzustellen. Wie können sich Menschen austauschen, 
die das sonst nicht tun. Ist Journalismus dazu bereit? 
Kanäle dafür, meint Laura Gouldkamp, „müssen  
divers sein.“ Freie Presse sollte immer mit anderen 
Medienpartnern arbeiten. Um Offenheit zu schaffen, 
so Hanna Israel, sollte eine fragende und nicht eine 
endgültig fordernde Haltung eingenommen und Stim­
men zu unterschiedlichen Perspektiven wiedergege­
ben werden. 

Felix Huesmann vom Redaktionsnetzwerk Deutsch­
land zeigte sich besorgt, wie in Projekten ein Bild ent­
steht. Sind Meinungen gleich viel wert? Wie war bei­
spielsweise mit wissenschaftsfeindlichen Ansichten in 
der Corona-Zeit umzugehen? Gibt es rote Linien?
Alle, die sich bei ihrer Plattform anmeldeten, konsta­
tiert Israel, würden überprüft, wer sich menschenver­
achtend zeige, könne kein Gespräch führen. Natür­
lich gäbe es Graubereiche, aber „wir wollen Menschen 
zusammenbringen.“ Und natürlich könne man bei­
spielsweise über die Angst vor Impfungen sprechen.
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Hanna Israel, Projektleiterin 
von „My Country Talks“  
bei Zeit Online

Diese internationale  
Plattform bringt weltweit 
Menschen zu kontroversen 
Vieraugengesprächen zu-
sammen. Zuvor arbeitete  
Israel als Redakteurin bei 
Anne Will. Sie gründete  
das Online Magazin „InPer-
spective“.

Fotos: Kay Herschelmann
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Philipp Neumaier, Journalismusstudent, fragte, wie 
mit Opferschutz und Traumareaktionen umgegangen 
werde. Und wie die Meinung zu Influencern sei, die 
ohne journalistische Ausbildung Fehler machten? Das 
Screening für ihre Gesprächsplattform soll sichern, 
dass es nicht zu solchen Reaktionen kommt, berichtet 
Israel. Bisher seien das Einzelfälle. Rückmeldungen 
wären in der Regel positiv. Wobei auch ein Gespräch 
abgebrochen werde, wenn es sich als Zeitverschwen­
dung erweise. Dass Influencer Erfahrungen nicht fil­
tern, sondern zusammenwerfen, sei nicht zu verhin­
dern. Wichtig sei, so Gouldkamp, dass Qualitätsme­
dien präsent sind. „Wir können moderieren und jour­
nalistisch einordnen. Über Social Media machen wir 
auch einen guten Job.“

Gefährlich: Schnelle Automatismen
und niedrige Toleranzschwellen
Negative Nachrichten beeinflussen das Denken. Wie, 
so eine Frage der Moderatorin Fritsche, wirkt konst­
ruktiver Journalismus? Sie persönlich könne etwas 
verändern, meint Gouldkamp. „Ich kann gute Bei­
spiele suchen, bin offen für Hinweise und sehe, dass 
viel zurückkommt.“ So käme man weg von Ohn­
machtsgefühlen. Gefährlich seien, so Israel, schnelle 
Automatismen und niedrige Toleranzschwellen. Lö­
sungsorientierung zu finden, sei wichtig. „Ohnmacht 
ist für niemanden förderlich.“

Noelia Sanchez-Barón, Redakteurin für den „Stern“, 
interessierte, wie die Verbindungen zu Instagram, Tik 
Tok und anderen sozialen Medien aufgebaut seien. Es 
gäbe beispielsweise ARD Accounts, erklärt Gould­
kamp, die von den Sendern mit wöchentlich wechseln­
den Chefs vom Dienst betreut würden. Aber insgesamt 
gäbe es zu derartigen Verbindungen noch manches zu 
besprechen.

Sarra Chaouch-Simsek, Lernende an der deutschen 
Journalistenschule, fragte, wenn konstruktiver Jour­
nalismus in sozialen Medien stattfinde – wie es dann 
in den öffentlich-rechtlichen Medien sei. Ja, meint 
Gouldkamp, auch im Fernsehen müsse das geschafft 
werden. Positive Effekte zeigten sich beispielweise im 
Weltspiegel. Redaktionen müssten Perspektivenviel­
falt in der Strategie festschreiben und Strukturen än­
dern. Noch seien Führungsetagen weiß und männlich 
geprägt. Zudem sei Aufklärung nötig, findet Israel. 
Viele Journalistinnen und Journalisten wüssten noch 
nicht, was konstruktiver Journalismus ist.

Noch mal nach Beispielen für konstruktiven Journa­
lismus befragt, verwies Gouldkamp auf amerikanische 
Plattform „Jubilee“, wo Formate in vielen Nuancen 
zusammenkommen und „Menschen willkommen“ 
sind. Israel sieht Chancen, sich aus unterschiedlichen 
Perspektiven anzunähern. Ganz verschiedene Men­
schen in Interviews zusammenzubringen, sich dabei 
auch höchst kritischen Fragen zu widmen und be­
dachtsam damit umzugehen, brächte „unfassbare  
Expertise“.� Bettina Erdmann ‹‹
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Anzeige

Weil Intelligenz immer häufiger 
künstlich ist. Auch im Journalismus.

Was dagegen sicher ist: Ihre Zukunft bei uns. 
Mit maßgeschneiderten Vorsorgekonzepten für 
Medienschaffende. Damit für Sie später alles 
passt – egal, was noch passiert.
Ihre www.presse-versorgung.de

Gut ausformulierte Texte, eigens erdacht 
und in kürzester Zeit niedergeschrieben von 
Maschinen: ChatGPT, Neuroflash, Jasper 
und Co. werden den Journalismus verändern. 
Wie genau das aussehen wird – ungewiss.
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Laura Goudkamp, Reporterin 
und Digitalexpertin beim 
Bayrischen Rundfunk

Sie entwickelt u.a. Formate 
für junge Zielgruppen. 
Sammelte über Weltspiegel 
Digital und den gemeinsam 
aufgebauten Kanal@Welt-
spiegel erste Erfahrungen 
mit konstruktivem Journa
lismus. 
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ie umgehen mit Verschwö­
rungsgläubigen? Erfah­
rungen aus dem Alltag 
seiner Beratungsstelle 
veritas teilte Mitgründer 

Tobias Meilicke mit einem großen Kreis 
Interessierter im Workshop „Konstruk­
tiv kontern: Verschwörungsmythen und 
Fake News entlarven und entgegnen“. Die 
vom Land Berlin geförderte Anlaufstelle 
(www.veritas-berlin.de) hat seit Mai 2021 
über 1.000 Anfragen erhalten, wobei  
90 Prozent aus dem familiären Umfeld  
kamen.

„Einsteiger“ erhofften sich, dass ihnen 
Verschwörungserzählungen helfen wür­
den, persönliche Krisen zu überwinden. 
Meist träfe es Menschen mit einem gerin­
gen Selbstwertgefühl, auch Angst und 
Ohnmachtsgefühle spielten hier hinein. 
Das „Zuwendungsmotiv“ sei in den meis­
ten Fällen Langeweile, das „Bindungsmo­
tiv“ Geborgenheit und Halt, Identität und 
Anerkennung. 

Meilicke unterschied drei Gruppen: Da 
seien zum einen die Verschwörungsinte­
ressierten, die diese Erzählungen noch 
nicht in ihr Welt- und Selbstbild integriert 
hätten. Bei der zweiten Gruppe, den Ver­

schwörungsgläubigen, sei das schon pas­
siert. Die Verschwörungsideologen profi­
tierten davon und nutzen das für den ei­
genen Aufstieg aus.

Im Umgang mit der ersten Gruppe geht 
es laut Meilicke vor allem darum, gut zu­
zuhören und Fakten zu hinterfragen, gern 
mit Faktenchecks. Hilfreich sei eine ge­
meinsame Liste zu seriösen Quellen. Das 
könnte auch die Scham des Gegenübers 
senken, auf unseriöse Quellen hereinge­
fallen zu sein. Meilicke warnte vor zu vie­
len, letztlich schwächer werdenden Argu­
menten. Es reichten drei gute. Und er riet 
von Statistiken ab: „Bringen Sie emotio­
nale Geschichten!“, so die veritas-Erfah­

rung. Auf keinen Fall sollten Verschwö­
rungserzählungen und ihre Details wie­
derholt werden, weil sie sich so festsetz­
ten. Und: „Interessieren Sie sich für die 
sozialen Bedürfnisse und Gefühle Ihres 
Gesprächspartners.“ 

Im Gespräch mit Verschwörungsgläubi­
gen sollten zunächst immer Ziel – will ich 
Dritte schützen oder mich selbst? –, 
Funktion und Setting definiert werden. 
Meilickes Appell hier: „Vermeiden Sie 
Faktendiskussionen und Debunking! Das 
bringt nichts, weil das Gegenüber das als 
Angriff auf die eigene Person wahr­
nimmt.“ Er riet zu konkreten Fragen und 
klaren Grenzen. „Setzen Sie Grenzen in 
Ich-Botschaften! Nicht: Du bist blöd“, 
sondern „Da kommen wir inhaltlich nicht 
zusammen. Das überfordert mich gerade. 
Bleiben Sie immer auf Augenhöhe und 
verzichten Sie auf Beleidigungen!“ Die 
Gespräche sollten nicht auf der Sach­
ebene, sondern emotionsbasiert geführt 
werden. Etwa bei Corona: „Ich höre ge­
rade ganz schön viel Angst heraus.“ Sinn 
mache es, gemeinsame Themen zu finden, 
zum Beispiel über Fotos oder Hobbies. 

Von den Medien wünschte er sich hin und 
wieder einen Perspektivwechsel. So soll­
ten auch Journalist*innen mitdenken, was 
mit Verschwörungsgläubigen passiere, 
wenn sich etwa Angehörige abwendeten. 

Zugleich warnt Meilicke: Das Stresslevel 
von Verschwörungsgläubigen sei perma­
nent erhöht, daraus folgten gesteigerte 
Aggressionen. Journalist*innen riet er 
dazu, auf sich selbst zu achten. Er verglei­
che das gern mit der Ansage im Flugzeug: 
Wenn der Druck abfalle, zuerst sich selbst 
die Sauerstoffmaske aufsetzen und dann 
dem Nachbarn. Bei Recherchen im Mi­
lieu könnten „Tut-mir-gut!“-Listen am 
Kühlschrank helfen. Und der Austausch 
mit Kollegen: „Lass es raus!“
� Grace Pönitz ‹‹
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Tobias Meilicke (li.) von der Beratungsstelle „veritas“

Fünf Workshops fanden zeitgleich in verschiedenen Räumen statt



igentlich sollte es für jede 
Journalistin, für jeden 
Journalisten eine Selbst­
verständlichkeit sein: Im 
Hinblick auf die Reakti­

onen unserer Rezipient*innen geht es 
nicht nur darum, über was wir berichten. 
Ganz entscheidend ist auch ein Bewusst­
sein dafür, wie wir berichten, also welche 
Worte wir wählen. In diesem Sinne führte 
Daniel Bax in seinem Workshop „Sieh´s 
doch mal anders! Wie wir Klischees und 
gängige Narrative durchbrechen können“ 
ein engagiertes Plädoyer dafür, mit Spra­
che sensibel umzugehen. Bax hat lange für 
die „taz“ gearbeitet, ist heute am Deut­
schen Zentrum für Integrations- und Mi­
grationsforschung tätig und engagiert sich 
bei den „Neuen deutschen Medienma­
cher*innen“. Im Workshop demonst­
rierte er, wie eine tendenziöse Wortwahl 
Leser*innen gezielt oder unbeabsichtigt 
beeinflusst.

Er machte dies zunächst an einem Foto 
deutlich, das mehrere junge Männer ab­
bildet. Auf Bax Frage, welche Bildunter­
schrift dazu passen würde, bot das Audi­
torium eine Fülle von Vorschlägen an, die 
Bax noch um einige ergänzte: Im Angebot 
waren unter anderem „Ausländer“, „Tür­
ken und Araber“, „Muslimische Jugend­
liche“, Geduldete Asylbewerber“, „Ge­
flüchtete“, „Streetgang“ oder „Migrati­
onshintergrund“ – allesamt Labels, die 
einseitig auf die vermutete Herkunft der 

ournalist*innen und Me­
dienschaffende sind in  
ihrem Beruf besonderen 
Gefahren ausgesetzt. Im 
vergangenen Jahr ist die 

Zahl der digitalen, verbalen und physi­
schen Angriffe auf Journalistinnen und 
Journalisten in Deutschland abermals ge­
stiegen. Expert*innen gehen außerdem 

abgebildeten, mehrheitlich dunkelhaari­
gen Männer abzielen. Bax deckte auf, dass 
das Foto im Rahmen einer Preisverleihung 
entstand, bei der die Männer im Rahmen 
einer Essener Initiative für ihr soziales  
Engagement ausgezeichnet wurden. „Die 
Wahl der Bildunterschrift prägt, wie man 
ein Foto sieht“, so Bax. Je nachdem, welchen 
Aspekt man hervorhebt, werden Vorstel­
lungen oder Wertungen erzeugt, werde 
die Wahrnehmung in eine eher positive 
oder eher negative Richtung gelenkt.

Genauso funktioniere es bei den Über­
schriften. Bax erläuterte dies am Thema 
der Migration, für das es viele Metaphern 
gebe. 2015 habe eine angstbesetzte Kon­
notation im Vordergrund gestanden. Die 
sogenannte „Flüchtlingskrise“ wurde mit 
Schlagworten wie „Flüchtlingsstrom“, 

von einer hohen Dunkelziffer aus. Heike 
Kleffner vom Verband der Beratungsstel­
len für Betroffene rechter, rassistischer 
und antisemitischer Gewalt e.V. erklärte 
in ihrem Workshop auf dem Journalis­
mustag, wie Medienschaffende sich vor 
Angriffen und Bedrohungen im Netz und 
auf der Straße schützen können und wo 
es Unterstützung für Betroffene gibt. 

„Massenzustrom“ oder „Flüchtlings­
welle“ untermauert. Solche Metaphern, 
die die Ankunft von Menschen in die 
Nähe einer Naturkatastrophe rücken, 
hätten das Bild einer Gesellschaft impli­
ziert, die einem Phänomen ohnmächtig 
und machtlos ausgeliefert ist, so Bax. Er 
stellte fest, dass heute anders, weitaus 
nüchterner darüber gesprochen werde. 
Die Sprache im politischen Raum komme 
nicht drum herum, Phänomene zu benen­
nen, ohne sie zu dramatisieren oder zu 
verharmlosen. Ein „richtig“ oder „falsch“ 
gebe es nicht, so Bax. Er selbst würde je­
doch einen Begriff wie „Flüchtlingskrise“ 
stets in Anführungszeichen setzen – an­
ders als es beispielsweise 2015 bei der „Ta­
gesschau“ der Fall war.

Anhand von vielen weiteren Beispielen 
wie „Dönermorde“, „Hassprediger“, 
„Integrationsverweigerer“ oder „Parallel­
gesellschaft“ wird im weiteren Verlauf 
deutlich, wie wichtig es ist, sich als Jour­
nalist*in immer wieder über die eigene 
Wortwahl und ihre mögliche Wirkung 
Gedanken zu machen. Um zu vermeiden, 
dass man Rechtspopulisten in die Falle 
geht, sei es nützlich, sich mit Leuten zu 
unterhalten, die einen „anderen“ Blick 
haben. So ließen sich andere Narrative in 
die eigene Wahrnehmung integrieren. 
Bax verwies schließlich auf das NdM-
Glossar. Das „Wörterverzeichnis der 
Neuen deutschen Medienmacher*innen 
mit Formulierungshilfen, Erläuterungen 
und alternativen Begriffen für die Bericht­
erstattung in der Einwanderungsgesell­
schaft“ könne bei der Suche nach den 
richtigen Worten Unterstützung leisten.
https://neuemedienmacher.de
� Ute Christina Bauer ‹‹

Eine kurze Abfrage unter den Teilneh­
menden des Workshops genügt, und 
schon wird klar: Es betrifft alle. Nicht alle 
anwesenden Journalist*innen machen die 
gleichen Erfahrungen mit Hass im Netz, 
Anfeindungen auf der Straße oder sogar 
Bedrohungen am Wohnort. Aber alle ken­
nen das Gefühl der Unsicherheit. 

Insbesondere medienschaffende Frauen, 
People of Color, Jüd*innen und LGBTIQ 
seien Anfeindungen ausgesetzt, betonte 
Kleffner. Aber auch Journalist*innen, die 
zu bestimmten Themen berichten (z.B. 
Geflüchtete, Migration, AfD, Rechtspo­

1.2023  M  13

Daniel Bax, u.a. engagiert bei den  
„Neuen deutsche Medienmacher*innen“
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Die Macht der Sprache
Wie eine tendenziöse Wortwahl die Leser*innen beeinflusst

Umgang mit Gewalt 
Angriffe auf Journalist*innen erneut gestiegen
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pulismus und Sexis-mus) sind von Hass­
rede betroffen. Darüber hinaus macht es 
einen Unterschied, ob Journalist*innen 
vorwiegend in Nachrichtenredaktionen 
arbeiten oder als Reporter*innen rausge­
hen. Dennoch betont Kleffer, dass Täter*­
innen meist nicht die Individuen meinten, 
Angriffe gelten einem abstrakten Feind­
bild. Medienschaffende würden als Reprä­
sentant*innen einer verhassten Gruppe 
wahrgenommen. Rechte und Populisten 
trügen mit dem Lügenpressenarrativ mas­
siv zu einer aggressiven Stimmung bei.

Viele Betroffene berichteten Kleffner zu­
folge von psychischen Belastungen durch 
Hasskampagnen im Netz und von Angrif­
fen in der realen Welt. Kleffner riet, Be­
drohungen und Angriffe zu melden und 
sich Hilfe bei Arbeitgebern und im sozia­
len Umfeld zu suchen. Je nach Situation 
könne auch eine psychologische Betreu­

ascale Müller recherchiert 
u.a. zur Arbeitsausbeu­
tung für Print, TV und 
Radio und erhielt für ihre 
2018 bei bei BuzzFeed 

und Correctiv publizierte Sozialreportage 
zu sexualisierter Gewalt gegenüber Ern­
tehelferinnen in Spanien, Marokko und 
Italien den Nannen-Preis. Die freie Inves­
tigativjournalistin lud zum Erfahrungs­
austausch. Wie können Freie die finan­
ziellen Herausforderungen ihrer Arbeit 
bewältigen?

Seit zehn Jahren ist Müller Freie und wird 
oft gefragt, wie sie das macht. Angesichts 
ihres errechneten Nettoeinkommens von 
monatlich 1.145 Euro – die Armutsgrenze 
liegt in Deutschland bei 1.251 Euro für Al­
leinlebende – sei sie „stolz auf die Aus­
dauer, das durchzuhalten.“ Privat hat sie 
ihren Wohnort nach Brandenburg ver­
legt, der niedrigeren Mieten und Kosten 
wegen. 

Freie Tätigkeit ist nicht einfach zu finan­
zieren. Davon berichtete auch die Runde 
in lebhafter Diskussion. Da journalisti­

ung oder eine Traumaambulanz der rich­
tige Anlaufpunkt sein.

Auf der Website www.schutzkodex.de 
finden Journalist*innen und andere Me­
dienschaffende zum Beispiel Unterstüt­
zung, wenn sie Gewalt und Hetze erleben. 
Sie erfahren dort auch, ob ihr Arbeit- oder 
Auftraggeber dem „Schutzkodex für  
Medienschaffende in Bedrohungslagen“ 
beigetreten ist. Für betroffene Journa­
list*innen werden über die Website ge­
schützte Online-Stammtische angeboten, 
damit sie Erfahrungen austauschen kön­
nen. Auch staatliche und zivilgesellschaft­
liche Meldestellen (z.B. „Meldestelle ge­
gen Hass im Netz“ oder „Keine Macht 
dem Hass“) bieten Unterstützung bei Be­
drohungen im Internet. Bei Onlinewa­
chen der Polizei und Staatsanwaltschaften 
können Vorfälle zur Anzeige gebracht 
werden.

sche Medien – und hier vor allem Print – 
schlecht bezahlen, geben Freie zusätzlich 
Seminare, betreiben PR als zweites Stand­
bein (was durchaus zu Interessenkonflik­
ten führen kann), arbeiten in Projekten 
bis zu 80 Stunden in der Woche oder 
gründen eigene kleine Unternehmen. 
Kurz: Sie betreiben weniger Journalismus, 
um zu überleben. Prekäres Einkommen 
dränge nicht wenige aus dem Beruf. „Es 
liegt nicht an euch“, ermutigt Müller, das 
sei Marktversagen. Andere Finanzie­

Immer mehr Journalist*innen wollen 
auch ihren Eintrag beim Einwohnermel­
deamt sperren lassen, weil sie bedroht 
werden. Das sei derzeit in vielen Bundes­
ländern jedoch nicht einfach, räumte 
Kleffner ein. Doch die Sensibilität der Be­
hörden für mögliche Gefahren sei ge­
wachsen und auch rechtlich wurde nach­
gebessert.� Julia Hoffmann ‹‹

rungsmodalitäten für Journalismus als das 
klassische Verlegermodell würden ge­
braucht.

Trotzdem gibt es Wege, eine Mischung 
fürs freiberufliche Arbeiten zu finden. 
Müller hält eine Checkliste bereit. Freie 
sollten realistische Erwartungen an den 
Auftrag haben und Mehrfachverwendun­
gen absprechen. Nebenjobs seien in Er­
wägung ziehen – die KSK akzeptiere auch 
520-Euro-Jobs in anderen Metiers. Cor­
porate Jobs und Vernetzungen seien hilf­
reich. Und nicht zuletzt Verhandlungs­
geschick. „Trau dich, zu verhandeln!“ Oft 
sei bei Honoraren mehr drin. Es ist gut, 
dafür Infos – beispielsweise bei den  
Freischreibern unter www.wasjournalis-
tenverdienen.de – einzuholen. Eine 
Schmerzgrenze sei zu ziehen, unter der 
man den Auftrag ablehnt. Dieses Selbst­
wertgefühl ist wichtig, so Müller. „Sonst 
machen sie mit dir, was sie wollen.“

Bei größeren Recherchen – auch das be­
wegte im Workshop – sollte man eine 
Kostenaufstellung vorlegen. Was wird  
gebraucht, um das Thema gut zu recher­
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Heike Kleffner vom Verband der Beratungs
stellen für Betroffene rechter, rassistischer 
Gewalt e.V..

Pascale Müller, Investigativreporterin
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Trau Dich zu verhandeln!
Konstruktiv mit finanziellen Herausforderungen als Freiberufler umgehen
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chieren? Worauf gründet sich meine  
Honorarforderung? Die dju in ver.di hält 
dafür eine Angebotsbeilage mit allen  
wesentlichen Kosten bereit, die (Solo)-
Unternehmen erwirtschaften müssen. 
Motto „Transparenz und Fairness schaf­
fen Vertrauen“. (https://dju.verdi.de/)
Unbedingt sollten für Qualitätsjournalis­

mus auch Stipendien wie das der Otto-
Brenner-Stiftung für kritische Recherche 
herangezogen werden. Eine Stipendien-
Auflistung ist beim Netzwerk Recherche 
zu finden. (https://netzwerkrecherche.
org). Insgesamt, so konstatierte die 
Runde, wäre es hilfreich, wenn die frei­
berufliche Welt besser organisiert wäre.

Eine engere Vernetzung, auch über ver.di, 
mehr Solidarität und Einsatz wurden an­
gemahnt. Eine Lobby müsse geschaffen 
werden. Letztlich, so einer der Diskutan­
ten, sei es nicht die Frage, Geld zu verdie­
nen; schwierig sei, wieviel man dafür ar­
beiten muss. Wieviel Zeit bleibt noch am 
Tag fürs Leben? � Bettina Erdmann ‹‹
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Chris Vielhaus vom Online-Magazin „Perspective Daily“� Fotos: Kay Herschelmann
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ur einen „ausgeruhten“ 
Artikel pro Tag veröffent­
licht das seit 2016 erschei­
nende Online-Magazin 
„Perspective Daily“, er­

klärte Redakteur Chris Vielhaus beim  
35. Journalismustag in seinem Workshop. 
Ruhe müssen auch die Leser*innen von 
„Perspective Daily“ mitbringen, denn die 
Artikel sind lang. Sie werden langfristig 
mit ausführlicher Recherche geplant. 

Unter der Überschrift „Handwerk mit 
Perspektiven“ diskutierten die Teilneh­
mer*innen im meistbesuchten Workshop 
des Nachmittags, wie sich „konstruktive 
Erzählformen in den journalistischen All­
tag einbringen“ lassen. Mit einem kleinen 
Quiz im Saal zu den Prozentzahlen von 
Analphabetentum, Kindersterblichkeit 
und Suizidrate zeigte Vielhaus, dass die 
wissenschaftliche Erkenntnis stimmt: Die 
Mehrheit der Nachrichteninteressierten 
schätzt die Wirklichkeit negativer ein als 
sie ist. Deshalb orientiere sich seine Re­
daktion an dem Spruch des US-Therapeu­
ten Steve de Shazer „Das Reden über Pro­
bleme schafft Probleme. Das Reden über 
Lösungen schafft Lösungen“.

Vielhaus stellt die sechs Leitprinzipen sei­
ner Redaktion zum konstruktiven Journa­
lismus vor: Zukunftsorientiert berichten 
mit der Frage, wie kann es weitergehen. 
Nach vorhandenen Lösungsansätzen wo­
anders suchen und nicht nur nach Verant­
wortlichen, ohne Schönfärberei oder An­
preisen von Patentrezepten. Wissenschaft 
nutzen als Basis der Recherche. Die Ent­
stehung eines Missstands erläutern. Und 
schließlich als sechstes die Veränderbar­
keit von Missständen unterstreichen und 

die „Selbstwirksamkeit“ betonen, also die 
Möglichkeiten beleuchten, die auch Le­
ser*innen haben, wie es etwa Prozesse 
beim Bundesverfassungsgericht zu Klima- 
und Datenschutz und „Gender Pay Gap“ 
gezeigt haben.

Zur Alltagstauglichkeit der Prinzipien in 
anderen Redaktionen gab Vielhaus zu, 
dass nicht alles aus seiner Online-Redak­
tion auf andere Formate übertragbar sei, 
aber es sei „hilfreich, sich die Prinzipien 
immer wieder klar zu machen“. Alexan­
dra Haderlein von den Nürnberger „Re­
levanzreportern“ berichtete, ihr Medium 
versuche, auch Lösungsansätze aller Be­
teiligten und Betroffenen in öffentlichen 
Debatten deutlich zu machen.

Etliche der auf den ersten fünf Folien vor­
gestellten Punkte wie die wissenschaftlich 

fundierte Basis und die gründliche, ergeb­
nisoffene Recherche lösten beim Wissen­
schaftsjournalisten und Vorsitzenden der 
Fachgruppe Medien, Manfred Kloiber, 
die frustrierte Frage aus, ob das „Wieder­
aufleben“ der journalistischen Prinzipien 
unter dem Namen „Konstruktiver Jour­
nalismus“ nicht zeige, wie schlecht die 
Bedingungen für guten Journalismus ge­
worden seien. Sicher seien die „Standards 
verwässert“ worden, hieß es in der Dis­
kussion, konstruktiver Journalismus sei 
aber „nicht nur ein neues Label für alte 
Tugenden“. Doch letztlich sei es für alle, 
die guten Journalismus wollen, „ver­
fehlt“, sich um Labels zu streiten. Diesen 
Einschätzungen in der Diskussion stimmte 
Vielhaus zu und sagte: „Ob da am Ende 
konstruktiver Journalismus draufsteht 
oder Qualitätsjournalismus, ist mir egal.“ 
� Susanne Stracke-Neumann ‹‹

Qualität wichtiger als das Label
Diskussion mit Redakteur von „Perspective Daily“ über die Prinzipien des Magazins
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eine Lösung ohne 
Problem: Wie funk­
tioniert konstrukti­
ver Journalismus in 
der Praxis?“ war 

Thema der abschließenden Podiums­
debatte mit vier Protagonist*innen, 
die eigene Erfahrungen und mediale 
Best-Practice-Beispiele vermittelten. 

Dass auch bei ihnen nicht alle Blüten­
träume reifen, bekannten sie freimü­
tig. „Man versucht vieles, manches 
funktioniert nicht, da ist Scheitern 
immanent“, erklärte Chris Vielhaus, 
Redakteur beim Onlinemagazin 
„Perspective Daily“. Steffen Bayer, 
einer der Gründer der lösungsorien­
tierten ZDF-Reihe „Plan B“, gestand, dass die Redak­
tion es nach ein bis zwei Jahren aufwändiger Recher­
che aufgegeben habe, danach zu forschen, wie die 
Deutsche Bahn tatsächlich gut funktionieren könne. 
Und Dr. Ute Scheub, als „taz“-Mitgründerin und re­
nommierte Klimajournalistin eine Pionierin kritisch-
konstruktiven Journalismus, wartet noch immer auf 
die Verwirklichung ihres Traums, den Börsenbericht 
vor der abendlichen „Tagesschau“ durch eine kurze, 
positive Nachricht zu ersetzen. Dabei „wäre es so nö­
tig, um die Stimmung im Land verändern zu können“.

Raus aus der Blockade

Zusammen mit Alexandra Haderlein, 
Gründerin von „Relevanzreporter“ 
– das Start-up betreibt konstruktiven 
Community-Journalismus im Loka­
len – und Moderatorin Miriam 
Scharlibbe, Chefredakteurin für 
Content und Entwicklung beim 
Schleswig-Holsteinischen Zeitungs­
verlag sh:z, forschte das Podium zu­
nächst nach überzeugender Rechtfer­
tigung für das eigene journalistische 
Konzept. Aus der Nutzerperspektive 
sei es nötig, „Bedürfnisse zu befrie­
digen“, nachdem die klassische Lo­
kalzeitung durch Schrumpfen und 
Sparen „nicht mehr das ist, was sie 
mal war“, erklärte Haderlein. Scheub 
hielt Klimaberichterstattung ohne 

konstruktive Komponente heutzutage für „gar nicht 
mehr möglich“, sofern man nicht Abwehr oder De­
pressionen beim Publikum erzeugen wolle. Es man­
gele zudem nicht an ökologischen Lösungen, vielmehr 
„fehlt ihre Umsetzung durch die Politik“. Auch Viel­
haus sah das Problem, dass Politik und Interessen­
gruppen aus der Industrie vorhandene Stellschrauben 
nicht nutzten. Es sei dringlich, „Machtstrukturen auf­
zudecken und mit journalistischer Wächterfunktion 
zu entlarven“, um Wege „raus aus der politischen  
Blockade“ zu zeigen. 

„Konstruktiver Journalismus erzählt 
die gesamte Geschichte“, postulierte 
Bayer. Es sei kein „Wohlfühljourna­
lismus“, er schließe harte, investiga­
tive Recherche sehr wohl ein. Der 
Aufwand, „gleichzeitig über Lösun­
gen zu berichten“, werde oft unter­
schätzt. Gelte es doch, nicht nur die 
klassischen W-Fragen zu beantwor­
ten, sondern tiefer zu bohren: Wo lie­
gen Kritikpunkte? Wer kann das be­
stätigen? Wer hat schon Lösungen? 
Was macht das Ausland?

Vor allem viel Arbeit

„Eine fette Recherche pro Woche“ 
versprechen die Nürnberger „Rele­

vanzreporter“ – 26 Leute, darunter viele Freiberufler 
– ihren Rezipienten. Man habe sich komplett losge­
sagt vom „Hechel-hechel-Terminjournalismus“, wolle 
die Stadt gar nicht in ihrer ganzen Breite abbilden, 
sondern über Themen berichten, „die morgen noch 
relevant sind“. Leser*innen sollten Erklärungen er­
halten und Orientierung. Gleichzeitig sei transparent 
zu machen, wie lange solche Recherchen dauern. So, 
meint Alexandra Haderlein, könne man „auch Ver­
trauen in die Medien zurückholen“. Den Faktor Zeit 
sah Steffen Bayer als „stärksten Druck“. Nicht nur zu 
vermelden, sondern eben auch Lösungen vorzustellen, 
erfordere oft großen Aufwand, solche Ansätze zu fin­
den, zu prüfen, ob sie wirklich Zukunftspotenzial bö­
ten, wissenschaftlich untermauert und erfolgverspre­
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Jenseits bloßer 
Problemschilderung
Bereits bei den Themen einen konstruktiven Fokus setzen
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Alexandra Haderlein 
(Relevanzreporter Nürnberg)

Chris Vielhaus (Perspective Daily)

Moderatorin Miriam Scharlibbe 
(Chefredakteurin Content Entwicklung 
Schleswig-Holsteinischer Zeitungs-
verlag)

Steffen Bayer (Plan B/ZDF)



chend seien. „Guter konstruktiver Journalismus 
macht vor allem viel Arbeit und fordert, Stoffe anders 
zu denken“, so der Fernsehmann. Es sei ein Privileg, 
das beim ZDF ohne ständigen finanziellen Druck ma­
chen zu können. – Bei „Perspective Daily“ etwa sehe 
das anders aus. Chris Vielhaus berichtet von einer not­
wendigen Rettungsaktion des communitybasierten 
Mediums im Vorjahr, bei der es gelang, 2000 neue 
Mitglieder zu gewinnen und Gutscheine zu vertreiben. 
Da das Medium auf zahlende Mitglieder setze und kein 
Geld durch Werbung einspiele, müssten Redak­
teur*innen oft Social-Media-Betreuung und Marke­
tingaufgaben mit übernehmen, was die Arbeitsbelas­
tung erhöhe. Idealerweise biete das Ziel, einen kons­
truktiven Artikel pro Tag zu veröffentlichen, den zehn 
Redakteur*innen jedoch etwa zwei Wochen Zeit, sich 
in ein Thema zu vertiefen. 

Gemeinnützig wollen sich künftig auch die „Relevanz­
reporter“ finanzieren, die bislang von Crowdfunding 
und der Anschubfinanzierung durch eine Stiftung le­
ben, aber verstärkt auf ein „klassisches Abo-Modell“ 
setzen, von dem sich laut Haderlein „abzeichnet, dass 
es funktioniert“. Eine Lanze brachen Podiumsgäste 
nicht nur für ein junges, sondern auch für ihr ältere 
Publikum. „Plan B“-Zuschauer seien im Durchschnitt 
68 Jahre alt, so Bayer. Vielhaus vermittelte die Erfah­
rung, dass „eher Ältere“ bereit und in der Lage seien, 
für guten Journalismus etwas zu zahlen. Doch sei es 
angesichts multipler Krisen in der Gegenwart nötig, 
„alle Generationen mitzunehmen, ohne Angst davor 
zu haben“, hieß es in der späteren Aussprache.

Vom Gelingen erzählen

„Gemeinwohlorientiertheit“ sah Ute Scheub als er­
folgversprechendes Zukunftsmodell und forderte von 
Journalisten vor allem „Reflektionsvermögen“. Mit 
einem „konstruktiven Schwänzchen“ am Ende eines 
Textes sei kritisch-konstruktivem Journalismus nicht 
genüge getan. Miriam Scharlibbes Frage, welche Ideen 
für konstruktiven Journalismus die Gesprächspartner 
beisteuern und welche ersten Schritte sie empfehlen 
könnten, schien folgerichtig. Chris Vielhaus riet Jour­
nalist*innen, bereits bei der Themensetzung einen 
konstruktiven Fokus zu setzen, Leitprinzipien zu de­
finieren und sich das Toolkit konstruktiven Herange­
hens im Arbeitsprozess ständig zu vergegenwärtigen. 
Einerseits fordere das im Lokalen oft, Themenberei­
che bewusst einzugrenzen, andererseits ende die Ar­
beit nicht mit der Beschreibung eines Problems, be­
fand Alexandra Haderlein. Denn immer stelle sich die 
weiterführende Frage: Was machen wir jetzt? 

„Alle Stoffe kann man konstruktiv denken“, unter­
strich Steffen Bayer. Das sei eine „Entscheidung in den 
Köpfen der journalistischen Macher und eine Hal­
tungsfrage“. Hinsichtlich der journalistischen Dar­
stellung gab er zu bedenken, dass es wesentlich schwie­
riger sei, spannend zu erzählen, „wenn man weiß, dass 
am Ende alles gut wird“. Geschichten des Gelingens 

seien herausfordernd, womöglich funktioniere eine 
„Heldenreisen-Dramaturgie“. Auch Ute Scheub fand 
Happy-End-Geschichten oft „total langweilig“, vieles 
ähnele sich, während sich Scheitern 
viel spannender schildern lasse: 
„Man muss für konstruktiven Jour­
nalismus eine Mischung finden, das 
ist es!“ Haderlein empfahl, Interesse 
zu wecken und Perspektiven zu zei­
gen, indem für eine Story möglichst 
„alle beteiligten Protagonisten mit 
unterschiedlichen Sichten auf die 
Bühne“ gehoben würden. 

Kein Nischenmodell

Für den „richtigen Mix aus Good 
News und Bad News“, sprach sich 
Tagesmoderatorin Miriam Kid in 
der anschließenden Debatte aus und 
verwies auf vorhandene** sowie neu 
angekündigte Studien dazu, wie konstruktiver Jour­
nalismus wirkt. Rundfunkjournalist Manfred Kloiber 
bekannte, Skepsis überwunden zu haben und in kons­
truktivem Herangehen nun ein „wertvolles Konzept“ 
zu sehen, „Qualitätsjournalismus neu zu beleben“. 
Doch spiele sich das überwiegend „in einer Nische 
ab“. Bayer widersprach vehement: „Das ist kein Ni­
schenjournalismus.“ Konstruktives Potenzial müsse 
in der Breite erkannt und mitgedacht werden. Einen 
„Journalismus der zweiten Art“ nannte die freie TV-
Journalistin Katharina Fiedler das Konzept und unter­
strich seine Chancen. Gegen eine Einordnung als 
„Slow-Journalismus“ im Gegensatz zur aktuellen Ta­
gesberichterstattung, den Diskutant Wolfgang Mayer 
unterstellte, wandte sich Alexandra Haderlein. Ebenso 
wenig handele es sich um ein „Innovationslabor nur 
für die Jungen“. Verlagsleitungen, aber auch Gewerk­
schaften wie die dju in ver.di und die Kolleg*innen 
selbst müssten dafür sorgen, dass ein Umdenken zu 
konstruktivem journalistischen Herangehen befördert 
und die notwendigen Arbeitsbedingungen dafür ge­
schaffen werden. � Helma Nehrlich ‹‹

� Fotos: Kay Herschelmann
Tagesmoderatorin Mirjam Kid, freie Journalistin, DLF (1. von links)

	** Beispiele
für Studien

Uli Gleich, Institut für 
Kommunikationspsychologie 
und Medienpädagogik (IKM) 
der Universität Koblenz- 
Landau für ARD-Forschungs-
dienst
https://kurzelinks.de/
ard-nutz-kj

Grimme Institut
https://kurzelinks.de/
grimme-kj

Dr. Ute Scheub (Netzwerk Klimajournalismus)

1.2023  M  17

KONSTRUKTIVER JOURNALISMUS

https://www.ard-media.de/fileadmin/user_upload/media-perspektiven/pdf/2022/2212_ARD-Forschungsdienst.pdf
https://www.ard-media.de/fileadmin/user_upload/media-perspektiven/pdf/2022/2212_ARD-Forschungsdienst.pdf
https://www.grimme-institut.de/fileadmin/Grimme_Nutzer_Dateien/Institut/Dokumente/Lo__sungen_Perspektiven_Dialog.pdf
https://www.grimme-institut.de/fileadmin/Grimme_Nutzer_Dateien/Institut/Dokumente/Lo__sungen_Perspektiven_Dialog.pdf
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ie deutsche Medienlandschaft hat 
aufregende Jahre hinter sich. Auf der 
Konferenz der Bundesfachgruppe 
„Medien, Journalismus und Film“ von 
ver.di in Berlin wurde nach vier Jah-

ren wieder Bilanz gezogen und in die Zukunft geblickt. 
Die Delegierten debattierten über den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk, die zurückliegenden Tarifab-
schlüsse und das Verhältnis zwischen festen und 
freien Medienschaffenden. Ein neuer Bundesfach-
gruppenvorstand wurde gewählt. 

Die vergangenen vier Jahre habe die Fachgruppe nicht 
nur in der innerorganisatorischen Transformation ge­
fordert, sagte der Vorsitzende Manfred Kloiber bei der 
Vorstellung des Geschäftsberichtes. Die globalen Kri­
sen aus der Covid-Pandemie seit März 2020 und der 
Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine habe die 
Fachgruppe auch in weiteren Tätigkeitsfeldern vieles 
abverlangt und vor teilweise neue Aufgaben gestellt. 
Homeoffice, Kurzarbeit und die Unterstützung ukra­
inischer Kolleg*innen wurden organisiert.

Darüber hinaus prägten zahlreiche Tarifauseinander­
setzungen und Streiks den Zeitraum des Berichts. Be­
sonders hob Kloiber auch das zunehmend feindliche 
Klima für Medienschaffende und insbesondere Jour­
nalist*innen hervor. Die Fachgruppe und ver.di ins­
gesamt seien aber wehrhaft und verteidigten eine freie 
Presse, den freien Rundfunk und damit einen Grund­
pfeiler der Demokratie. Auch die Ereignisse in den öf­
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten thematisierte 

Kloiber. Sie seien in tarifpolitischer Hinsicht, aber 
auch was Transparenz, Mitbestimmung und Gremi­
enarbeit anginge wichtig für die Arbeit der Fachgruppe 
gewesen und werden es auch künftig bleiben.

Auch der virtuell zugeschaltete Bundesfachbereichs­
leiter Christoph Schmitz betonte in seiner Rede die 
Haltung der Gewerkschaft in Krisenzeiten: „Die 
DGB-Vorsitzende Yasmin Fahimi sagte zum Jahres­
wechsel, dass jetzt nicht die Zeit für Kapitalismuskri­
tik sei. Das sehe ich anders.“ Weil sich gerade in Kri­
senzeiten die Schere zwischen arm und reich immer 
mehr öffne, müsse es das gewerkschaftliche Ziel sein, 
dagegenzuhalten. Auch gegen das rauer werdende 
Klima für unabhängigen Journalismus gelte es zu han­
deln. Schmitz sagte, er wünsche sich vor allem mehr 
Durchbrüche in Tarifverhandlungen. Dort habe es zu­
letzt auch immer wieder Erfolge gegeben, wie bei­
spielsweise beim Berliner „Tagesspiegel“ oder beim Or­
ganizing in Start-ups.

Vielfalt und Unabhängigkeit stärken

Mit dem Leitantrag der Konferenz „Vielfalt und Un­
abhängigkeit der Medien stärken – für eine demokra­
tische Gesellschaft“ beschlossen die Delegierten einen 
wegweisenden Antrag für das digitale Zeitalter. Darin 
heißt es: „Nur freie, unabhängige und vielfältige Me­
dien können ihrem demokratischen Auftrag gerecht 
werden. Nur wo Meinungs- und Medienvielfalt garan­
tiert sind, Medienschaffende zu Bedingungen arbei­
ten, die ihre Unabhängigkeit sicherstellen, und alle 

Medien, Journalismus,  
Film neu aufgestellt
Für eine freie Presse und einen zukunftsfesten öffentlich-rechtlichen Rundfunk

Fotos: Kay Herschelmann
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Bundesvorstand der  
Deutschen Journalistinnen- 
und Journalisten-Union
(dju) in ver.di (v.l.n.r.)
Alexandra Roth (Fotografin), 
Johann Stephanowitz (Zeit 
Online, Jugend), Lars Hansen 
(Funke Mediengruppe),  
Peter Freitag (Rheinische 
Redaktionsgemeinschaft), 
Tina Groll (Zeit-Online),  
Jan-Marcus Holz (MDR),  
Renate Gensch (Selbststän-
dige), Annette Rose (Selbst-
ständige).  

Weitere Mitglieder sind  
Alina Leimbach (Selbststän-
dige, taz), Michael Trauthig 
(Stuttgarter Zeitung). 

In seiner konstituierenden 
Sitzung am. 2. März hat der 
dju-Bundesvorstand erneut 
Tina Groll als Vorsitzende, 
Peter Freitag sowie  
Lars Hansen als stellvertre-
tende Vorsitzende gewählt.     

	R esolution

Gegen den Kahlschlag  
bei Gruner+Jahr
Gemeinsam mit der Bundes-
fachgruppenkonferenz 
„Druck, Verlage, Papier und 
Industrie“ verurteilte auch 
die Bundesfachgruppen
konferenz „Medien, Journa-
lismus und Film“ die Zer-
schlagung des Verlags und 
die Kündigung von Beschäf-
tigten in dem europaweit 
anerkannten Zeitschriften-
verlag RTL, ehemals Gruner 
+Jahr, und erklärte sich soli-
darisch mit den Kolleg*in-
nen, die um den Erhalt ihrer 
Arbeitsplätze kämpfen. 



Der neu gewählte Bundesvorstand der Fachgruppe „Medien, Journalismus und Film“ (v.l.n.r.): Alexandra Roth (Fotografin), Manfred Kloiber, Fachgruppen
vorsitzender (Deutschlandradio), Peter Freitag, stellv. Fachgruppenvorsitzender (Rheinische Redaktionsgemeinschaft), Eun Hi Yi (Selbstständige),  
Lars Hansen (Funke Mediengruppe), Renate Gensch (Selbstständige), Franz Kotteder (Süddeutsche Zeitung), Carmen Sala, stellv. Fachgruppenvorsitzende 
(Selbstständige), Dustin Pilz (ZDF), Joachim Kreibich (Reutlinger Generalanzeiger), Marco Puschner (Verlag Nürnberger Presse), Ayse Tekin (Seniorin), 
Johann Stephanowitz (Zeit Online), Nicole Birkholz (Filmschaffende), Andrea Valentiner-Branth (SWR), Melanie Thielebein (CinemaxX)

Bürger*innen gleichermaßen fairen Zugang zu Me­
dien haben, kann eine lebendige Demokratie funkti­
onieren. Eine gewerkschaftlich gestaltete Medienpo­
litik setzt sich für diese Ziele ein.“ Der Antrag bein­
haltet die Forderung, den öffentlich-rechtlichen Rund­
funk zukunftsfest zu machen, indem Gremien gestärkt 
und der Programmauftrag verteidigt werden. Ebenso 
sollen die Pressefreiheit nach innen und außen vertei­
digt, Journalist*innen in ihrer Arbeit geschützt und 
die publizistische Vielfalt gewahrt werden. Auch das 
Urheberrecht spielt im Copy-and-Paste-Zeitalter eine 
wichtige Rolle. Es sei das Arbeitsrecht der Kreativen 
und verlange nach besonderem Schutz.

Dass zur Vielfalt auch die Diversität der Medienpro­
duzent*innen selbst gehört, machten einige Teilneh­
merinnen in der Antragsdebatte deutlich. Es sei nicht 
nachvollziehbar, weshalb Diversität in den Redaktio­
nen und eine diskriminierungskritische Berichterstat­
tung im Antrag fehlten. Gerade in einem Einwande­
rungsland wie Deutschland spiele die migrantische 
und postmigrantische Gesellschaft in der Medienland­
schaft eine wichtige Rolle und dürfe auch im medien­
politischen Leitantrag der Gewerkschaft nicht fehlen. 
Ein Passus dazu wird vom Bundesfachgruppenvor­
stand nun nachträglich in den Antrag eingefügt, der 
dann über die Konferenz des gesamten neuen Fachbe­
reichs „Finanzdienste, Kommunikation und Techno­
logie, Kultur, Ver- und Entsorgung“ auf den Weg zum 
Gewerkschaftskongress gebracht werden soll. 

Erhalt des Medienmagazins „M“

Eine heftige Debatte gab es um die Zukunft von „M 
Menschen Machen Medien“. Das Medienmagazin ist 
die medienpolitische Publikation von ver.di. Als tages­
aktuelles Onlinemagazin und als vierteljährlich er­
scheinende Print-Ausgabe der Fachgruppe „Medien, 

Journalismus und Film“ mit Hintergrundinformatio­
nen, erreicht es ein Fachpublikum über die Gewerk­
schaft hinaus. Ab Oktober dieses Jahres muss es für 
die gegenwärtige Chefredakteurin eine Nachfolge ge­
ben. Diese ist jedoch noch weitgehend unklar. Die 
Verantwortung dafür obliegt dem Fachbereich, in dem 
die Medien-Fachgruppe beheimatet ist. In der Diskus­
sion mit Christoph Schmitz auf der Konferenz wurde 
nachdrücklich für M plädiert. Das neu entwickelte hy­
bride Konzept von M Online und dem gedruckten Ma­
gazin habe sich bewährt, hieß es. Auch Christoph 
Schmitz unterstrich den Stellenwert der Publikation 
und sagte: „Für mich stand das Magazin nie zur Dis­
position.“ Über die Finanzierung müsse aber weiter, 
auch mit den anderen Fachgruppen, beraten werden. 
In den dazu verabschiedeten Anträgen wird gefordert: 
„M muss auch in Zukunft im eigenen Haus von jour­
nalistischen Mitarbeiter*innen erstellt werden, insbe­
sondere in Bezug auf die Stelle der Chefredaktion“.

Blick über den Tellerrand

Als Gast sprach die neue Präsidentin der European Fe­
deration of Journalists (EFJ), die kroatische Journalis­
tin Maja Sever auf der Konferenz. Sie verdeutlichte die 
wichtige europäische und internationale Zusammen­
arbeit. Sie stellte Programme der grenzüberschreiten­
den Zusammenarbeit und entsprechende Förderun­
gen vor. Auf europäischer Ebene hob sie insbesondere 
den Kampf gegen sogenannte SLAPP-Klagen „Strate­
gic Lawsuits against Public Participation” hervor. Mit 
diesen strategischen Klagen wird eine rechtsmiss­
bräuchliche Form von Klagen bezeichnet, mit denen 
Medien eingeschüchtert und ihre Kritik aus der Öf­
fentlichkeit verbannt werden soll. Die EFJ, in der auch 
die dju in ver.di Mitglied ist, fordern von der EU wirk­
same Maßnahmen gegen diese SLAPP-Praxis, darun­
ter einen EU-Hilfsfonds. � Julia Hoffmann ‹‹
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	R esolution

Freilassung eines  
belarussischen Journalisten  
gefordert
Die Bundesfachgruppen
konferenz erklärte sich in  
einer Resolution solidarisch 
mit den verfolgten und  
inhaftierten Kolleginnen  
und Kollegen in Belarus. 
„Wir schließen uns der  
Forderung der European  
Federation of Journalists 
(EFJ) an und fordern die  
sofortige Freilassung des  
belarussischen Journalisten 
Andrzej Poczobut, der seit 
2021 im Gefängnis sitzt.“ 

Derzeit sind in Belarus  
33 Medienvertreter*innen 
inhaftiert. 



enn die Wellen hoch schla­
gen in der Debatte, Fragen 
zum Prozedere im Orga­
kram aufkommen, Un­
ruhe im Saal entsteht, 

dann geht Manfred Kloiber ans Mikro. Er 
gibt Antworten, erklärt geduldig, sagt seine 
Meinung – und das alles konzentriert auf 
den Punkt. So kennen und schätzen ihn 
viele. Es wundert daher nicht, dass der frei­
berufliche Radiojournalist erneut zum Bun­
desvorsitzenden der Fachgruppe gewählt 
wurde, die nunmehr unter dem Namen 
„Medien, Journalismus und Film“ firmiert. 
Eine Funktion, die er bereits seit acht Jah­
ren ausgefüllt hatte. Parallel dazu nahm er 
im schwierigen Fusionsprozess von sehr 
verschiedenen Branchen zu einem gemein­
samen Fachbereich als Vorsitzender des 
Gründungsvorstandes seit 2019 das Ruder 
in die Hand. Für Manfred ist es „bemer­
kenswert“, dass ein Selbstständiger hier 
maßgeblich mitgestalten konnte beim Rin­
gen um neue Strukturen und Regelungen. 
Das zeige nicht zuletzt, das Freie „im Fach­
bereich ihren anerkannten Platz haben“. 

Hauptsächlich aber ist Manfred Wissen­
schaftsjournalist zum Thema IT beim 
Deutschlandfunk in Köln – seit nunmehr 
37 Jahren. Unter anderem moderiert er die 
Sendung „Computer und Kommunika­
tion“, die im Deutschlandfunk als Sams­
tagsausgabe in der Sendereihe „Forschung 
aktuell“ läuft. Er erinnert sich, wie schwie­
rig es vor Jahren noch war, Technik-The­
men in Rundfunksendungen zu platzieren. 
Sie galten eher als „Spezialthemen“, die 
dem Vernehmen nach nicht jeden interes­
sieren würden. Er habe zwar viele Ideen 
umsetzen dürfen, aber nur wenige Kolle­
ginnen und Kollegen hätten sich anfangs 
dafür interessiert, wovon die Techniknerds 
in der Wissenschaftsredaktion überhaupt 
berichteten. Dennoch habe Deutschland­
radio schnell erkannt, dass IT-Themen 
wichtig für das Publikum sind, es daran 
sehr interessiert ist. Inzwischen sind sie es­
sentieller Bestandteil des Programms – für 
Manfred Kloiber eine große, gern ange­
nommene Herausforderung, wichtige The­
men zu identifizieren und umgehend um­
zusetzen – getrieben von der rasanten Ge­
schwindigkeit technischer Entwicklungen. 
Aber das kommt dem Elektronikfan auch 
privat entgegen. Schon immer tüftelte er 
gern, hat sein eigenes Tonstudio, mit allem 
Drum und Dran selbst gebaut – noch „mit 
dem Lötkolben in der Hand“.

Zeit dafür findet er derzeit auf jeden Fall zu 
wenig. Schließlich ist der Journalist auch 
im Deutschlandradio ehrenamtlich unter­
wegs. Als Vorsitzender der Freienvertre­
tung schaut er zusammen mit seinen acht 
Kolleginnen und Kollegen auf die Belange 
der rund 700 arbeitnehmerähnlichen 
Freien bei Deutschlandradio. Honorarstrei­
tigkeiten, Bestandsschutz, sozialversiche­
rungsrechtliche Statusfragen, Programm­
veränderungen – das sind die Kernthemen 
der Freienvertretung. Wenn es auch seit 
2020 ein Freienstatut im Sender gibt, ist 
dieses Engagement für Freie von einer vol­
len Mitbestimmung, wie sie der Personal­
rat inne hat, noch sehr weit entfernt. Ein 
Ärgernis auch für Manfred Kloiber. Er hält 
es für notwendig, „dass auch für die Arbeit­
nehmerähnlichen eine Personalvertretung 
mit allen Rechten geschaffen wird, wie sie 
die Personalräte haben“. Denn: Bei offen­
sichtlich falschen Entscheidungen des Ar­
beitgebers, zum Beispiel bei den Dienstplä­
nen, kann der Personalrat die Zustimmung 
verweigern. Die Freienvertretung dürfe dem 
Intendanten lediglich ihre Meinung dazu 
mitteilen. Das müsse sich ändern, ist Man­
fred überzeugt. � Karin Wenk ‹‹

chon als Kind vertrieb Car­
men Salas sich und ihren 
Eltern die Zeit mit Ge­
schichtenerzählen. Auf 
langen Autofahrten gab sie 

wieder, was sie zuvor in Filmen gesehen 
hatte. Dass daraus einmal eine Profession 
werden sollte, ahnte noch niemand. Sie in­
teressierte sich früh für Literatur und The­
ater. Wirtschaftliche und soziale Themen 
machten sie schon immer neugierig. Im pe­
ruanischen Cusco geboren und aufgewach­
sen, ist sie aber auch neugierig auf die Welt.

Mit siebzehn Jahren entscheidet sich Car­
men für ein Austauschjahr in Deutschland. 
Sie kommt auf ein Magdeburger Gymna­
sium, macht dort ihren Schulabschluss und 
bleibt. An der Hochschule Anhalt studiert 
sie Medien, Kommunikation und Philoso­
phie. Zunächst macht sie Praktika bei 
Fernsehproduktionsfirmen und probiert 
sich in verschiedenen Formaten aus. Wo­
hin es geht, ist nach dem Studium noch un­
klar.

Bei der Sendung „Voss und Team“ macht 
es plötzlich klick. Das Ombudsmann-Ma­
gazin des MDR unterstützt Menschen im 
Kampf gegen Behörden oder Versicherun­
gen. Für Salas ist die Mitarbeit am Maga­
zin der Moment, wo sich für sie journalis­
tisches Arbeiten mit sozialer Wirkmächtig­
keit verbinden. „Dort habe ich gemerkt, 
dass man auch im Fernsehen etwas Kon­
kretes für die Menschen verändern kann.“ 
Das imponiert ihr. Als freie Journalistin 
und Filmemacherin arbeitet sie hauptsäch­
lich für die Investigativsendungen „exact“, 
„FAKT“ und „exactly“ des MDR. Doch Sa­
las will auch eigene Filme machen. Am 
Werkleitz Zentrum für Medienkunst wird 
sie im Frühjahr eine Masterclass zum Do­
kumentarfilm beginnen.

Seit Februar ist Carmen Salas stellvertre­
tende Vorsitzende der Fachgruppe Medien, 
Journalismus und Film in ver.di. Wie sie 
zur Gewerkschaft kommen ist, beschreibt 
sie selbst als Zufall. Ein Kollege habe sie 
2017 darauf gebracht: Komm mal zu ver.di, 
habe er gesagt. Und tatsächlich findet Sa­
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Manfred Kloiber 

Nimmt gern 
das Ruder  
in die Hand

Carmen Salas 

Respekt vor der  
Verantwortung
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las dort Kolleginnen und Gleichgesinnte, 
mit denen sie sich austauschen kann und 
denen sie als Berufsanfängerin alle Fragen 
stellen kann, die sie bewegen. Schnell fin­
det sie Anschluss, wird Jurymitglied für den 
ver.di-Preis für Solidarität, Menschlichkeit 
und Fairness auf dem internationalen Do­
kumentarfilmfestival in Leipzig und enga­
giert sich im MDR.

Ihr gewerkschaftliches Engagement liegt 
nahe. Der Wille zum Fortschritt, zur Ver­
änderung und zur Solidarität ist ihr anzu­
merken. Und eigentlich liegt all das ja auch 
in der Familie. Die Oma war als Lehrerin 
in Peru ebenfalls Mitglied der Gewerk­
schaft. Trotz ihres Selbstbewusstseins habe 
sie Respekt vor der neuen Position und vor 
der Verantwortung, die sie mit sich bringt. 
Sie wolle vor allem lernen, wie das Organi­
zing funktioniert, wie man Kolleg*innen 
berät und Arbeitskämpfe organisiert. Aber 
auch nach innen fehlt es ihr nicht an Am­
bition. Auf der Fachgruppenkonferenz kri­
tisierte sie sehr deutlich den fehlenden ge­
werkschaftlichen Blick auf Diversität im 
medienpolitischen Leitantrag. Weil näm­
lich zur Vielfalt auch die Diversität der Me­
dienproduzent*innen selbst gehöre, sei es 
so wichtig, dass eine diskriminierungskri­
tische Berichterstattung Hand in Hand mit 
diverseren Redaktionen gehe. In einem Ein­
wanderungsland wie Deutschland spiele die 
migrantische und postmigrantische Pers­
pektive eine wichtige Rolle und dürfe des­
halb auch im medienpolitischen Leitantrag 
ihrer Gewerkschaft nicht fehlen.
� Julia Hoffmann ‹‹
 

b Tageszeitung oder Boule­
vard, Hörfunk oder Fern­
sehen, Peter Freitag hat 
schon alles gemacht, als 
Fester, Freier und als Pau­

schalist. In die Gewerkschaft einzutreten, 
war für ihn keine Frage. Schon drei Monate, 
nachdem er als Student begonnen hatte, frei 
für den WDR und den „Kölner Stadtanzei­
ger“ zur arbeiten, war er Mitglied der da­
mals noch recht neuen IG Medien.

Er ist auch nicht der Typ für eine „Kartei­
leiche“. Neben seiner Mitgliedschaft im 
Landesvorstand der dju in NRW ist er in 
den im Februar gewählten Bundesvorstän­
den der dju in ver.di und der Fachgruppe 
„Medien, Journalismus und Film“ (wieder) 
stellvertretender Vorsitzender. Seit Dezem­
ber 2021 sitzt er im WDR-Rundfunkrat. 
Doch seine gewerkschaftliche Arbeit geht 
über Deutschland hinaus: Er ist Mitglied 
der Labour Rights Expert Group der Euro­
päischen Journalistenföderation (EJF). 

Freitag, der sich im Kölner Karneval auch 
gern mal als Micky Maus präsentiert, ist 
kein Kölner, sondern aus Kassel. An den 
Rhein kam er zum Studium der Politik, 
Germanistik und Geschichte. „Ich bin bes­
tens angekommen“, meint er lachend: „Ich 
bin Gesinnungs-Kölner!“ Köln war lange 
sein Mittelpunkt, ob beim WDR1 oder, da 
er ungern seine Stimme im Radio hörte, als 
Newscutter beim WDR-Fernsehen. Wei­
tere Stationen waren der „Kölner Mor­
gen“, der „Kölner Express“ und der „Köl­
ner Stadt-Anzeiger“. 

Deshalb war er als begeisterter Kölner und 
Fan des 1. FC auch nicht glücklich, als es 
ihn 2010 eine Personal-Rochade beim 
„Kölner Stadt-Anzeiger“ in die Lokalre­
daktion des Rhein-Sieg-Kreises in Siegburg 
verschlug: „Provinz!“ war sein erster Ge­
danke damals. „Als Pauschalisten konnte 
man mich leider einfach verschieben.“
2014 wurden die meisten Lokalredaktionen 
von „Kölner-Stadt-Anzeiger“ (DuMont-
Verlag) und „Kölnischer Rundschau“ (Hei­
nen Verlag) zur Rheinischen Redaktions­
gemeinschaft zusammengelegt. Die Beschäf­

tigten reagiertem mit der Gründung eines 
gemeinsamen Betriebsrats. Ziele des neuen 
Gremiums: Ende der Zwei-Klassen-Gesell­
schaft von Redakteur*innen und Pauscha­
list*innen und Rückkehr in die Tarifbin­
dung. Das war ein langer Kampf mit vielen 
Streiks, besonders in den Jahren 2016/17, 
und einem hohen Organisationsgrad. „Ich 
bin gewachsen in diesen Auseinanderset­
zungen“, meint Freitag rückblickend.

Die Verlage haben gedroht, die Redaktions­
gemeinschaft wieder zuzumachen. Doch 
den Beschäftigten kam eine nordrhein-
westfälische Eigenheit zu Hilfe: Die Lan­
desschlichtung. Im Ergebnis wurden zum 
1. Januar 2019 in der Rheinischen Redakti­
onsgemeinschaft alle Pauschalist*innen zu 
festen Redakteur*innen. 

Freitag hat in diesen Jahren einiges erlebt, 
unter anderem eine stundenlange Zeugen­
vernehmung durch den Zoll wegen Schein­
selbstständigkeit. Und der Kampf um 
Gleichheit der Berufsverhältnisse ist noch 
nicht beendet. Aktuell liegt eine Klage beim 
Bundesarbeitsgericht wegen der Anerken­
nung aller, auch freier, Berufsjahre der 
„neuen“ Redakteur*innen. „Wenn wir tat­
sächlich gewinnen, können sich wohl hun­
derte Redakteur*innen ihre Freienjahre als 
Berufserfahrung neu berechnen lassen“, 
meint Freitag hoffnungsvoll. 

Und Siegburg? Damit ist er inzwischen 
glücklich. Seine Freundin, jetzt Frau, lebte 
damals schon dort. Und wenn er jetzt von 
seinem Garten mit eigenen Hühnern be­
richtet, strahlt er.�
� Susanne Stracke-Neumann ‹‹
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Peter Freitag

„Gesinnungskölner“ mit 
Liebe zum Landleben 

	O 
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Schmitz den Delegierten in seinem Grußwort. 
Wichtig sei die gewerkschaftliche Arbeit im 
Betrieb. Junge Leute sollten hier Gewerk­
schaft leben, um mehr Mitstreiter*innen zu 
gewinnen. Er verwies auf die vielen aktuell 
laufenden Tarifverhandlungen, wie die im Öf­
fentlichen Dienst. Dabei müsse es ver.di noch 
stärker als bisher gelingen, auf Verbesserun­
gen für Auszubildende und dual Studierende 
zu drängen. „Attraktiv für junge Arbeits­
kräfte zu sein, ist für unsere Gewerkschaft 
ebenso eine Überlebensfrage, wie für die Un­
ternehmen.“ Er rief auf: „Mischt euch ein, 
seid kreativ und bleibt hartnäckig bei allen 
Fragen, die euch und eure Kolleg*innen be­
treffen!“ Aber klar sei auch, dass Jugendar­
beit nicht nur von der Jugend gemacht wer­
den müsse. Das sei eine Aufgabe für alle, so 
Schmitz. 

Auch Jugendkoordinator Thomas Bachmann 
ist überzeugt, dass der Sinn von ver.di der 
Austausch, das Netzwerken und das gemein­
same Grübeln – neudeutsch: Brainstorming 
– ist, um Arbeits- und Ausbildungsbedingun­
gen zu verbessern. Unsere „Waffe“ dafür ist 
unsere Solidarität. Werkzeuge dafür lieferte 
auch Romy Schneider vom Projekt Aktivie­
rende Gewerkschaftsarbeit, dessen Leitsatz 
lautet: „Das Herz der Gewerkschaft schlägt 
im Betrieb“. 

Nach der Entlastung des alten Vorstands 
wurde der neue geschäftsführende Vorstand 
gewählt und seine Mitglieder bestätigt. Herz­
lichen Glückwunsch an: Joana Starck, Lukas 
Gertzen, Dustin Pilz und Nino-Pascal Bünd­

it Optimismus und der „Lust 
drauf, sich zu engagieren“ 
gingen junge ver.di-Mitglie­
der vor vier Jahren daran, 
sich in der Gewerkschaft in 

einem neuen Fachbereich zusammen zu fin­
den. Dieses Vorhaben scheint schon ein 
stückweit gediehen, schauen wir auf die Er­
gebnisse der ersten Bundesjugendkonferenz 
des Fachbereichs Anfang Februar. Erstmals 
haben sich dazu in Gladenbach 54 Delegierte 
der verschiedensten Branchen getroffen. An 
den Vorbereitungen waren viele beteiligt – 
erstes Kennenlernen war programmiert. Nun 
geht es ans „Zusammenwachsen“, so das ak­
tuelle Motto. Und so unterschiedlich wie die 
Berufsfelder im Fachbereich „Finanzdienste, 
Kommunikation und Technologie, Kultur, 
Ver- und Entsorgung“ (FB A) sind, so gleich 
sind die Interessen, etwa wenn es um 
gute Ausbildungsbedingungen mit 
der dazugehörigen Vergütung 
oder der Mitbestimmung in den 
Betrieben geht. 

Eröffnet wurde die Konferenz 
von Oskar Michel. Der bishe­
rige Vorsitzende des Jugend­
fachkreises auf Bundesebene 
bei der Telekommunikation 
und den Informationsdienst­
leistungen, kurz TK/IT, verab­
schiedete sich, da er den Jugend­
strukturen entwachsen ist. Wie auch 
Kai Reinartz, ehrenamtlicher Vorsit­
zender der ver.di-Jugend, ging Michel 
auf die Herausforderungen in der ver­
gangenen Wahlperiode ein, die stark von glo­
balen Krisen geprägt war. Dennoch habe es 
viele Erfolge in dieser Zeit gegeben, betonte 
Reinartz. So hat sich die ver.di-Jugend für 
eine Mindestausbildungsvergütung einge­
setzt. Das entsprechende Gesetz über 680 
Euro im Monat wurde verabschiedet. Keine 
Ausbildung darf mit weniger vergütet werden. 
Begonnen wurde, für eine Ausbildungsplatz­
garantie zu streiten. Das heißt, jeder soll ei­
nen Ausbildungsplatz staatlich garantiert be­
kommen. Der erste Gesetzentwurf steht zur 
Diskussion. 

Neugier und Freude als zentrale Faktoren für 
das Zusammenwachsen im Fachbereich be­
scheinigte Bundesfachbereichsleiter Christoph 

gen. Mit den kämpferischen Worten von Dus­
tin geht es nun an die Arbeit: „Wir haben uns 
lange genug in den letzten Jahren mit uns 
selbst und unserer Struktur beschäftigt. Es ist 
Zeit, sich Problemen, die wir auch in der Aus­
bildung haben, zu stellen und nach vorne zu 
schauen.“. 

Großes Diskussionspotenzial hatte ein An­
trag, der sich mit Gewerkschaften in den 
Schulen befasste. Weitgehende Einigkeit 
konnte darüber erzielt werden, dass Gewerk­
schaften und ihre Themen viel mehr in Schu­
len präsent sein müssen und ver.di viel besser 
mit den demokratischen Schüler*innen-Ver­
tretungen zusammen arbeiten sollte. Deshalb 
wurde dem Antrag zugestimmt. Heftig disku­
tiert wurde auch ein Antrag zu den Jugend­
strukturen bei der Telekom. Die Besonderheit 

dort, nach dem eigenen Ausbildungs­
tarifvertrag gibt es Auszubilden­

den-Vertretungen, die eigenstän­
dig wie ein „kleiner Betriebsrat“ 
agieren können. Die Antrag­
steller votierten dafür, das zu 
ändern. Das ergab Wider­
spruch gepaart mit der War­
nung, wie gefährlich es sei, gut 
funktionierende tarifvertrag­
lich vereinbarte Strukturen 

aufzugeben. Mehrheitlich 
wurde der Antrag abgelehnt.

Nach einer 20er Jahre-Party am 
Abend wurden am nächsten Tag wei­
tere Anträge angenommen, die unter 
anderem mit Aufsichtsratsmandaten, 

dem JAV-Wahlalter und einer Home-Office-
Pauschale befasst waren. Beschlossen wurde 
ebenfalls, dass die Fachbereichsjugend diverse 
Veranstaltungen planen sollte. Neben regel­
mäßigen Konferenzen ist da beispielswiese an 
„Vernetzungsfestivals“ gedacht. Breite Zu­
stimmung fanden auch Anträge für eine 
Bier-/Softdrink-Preisbremse in gewerk­
schaftlichen Bildungseinrichtungen. Ab­
schließend haben sich die Delegierten mit 
zwei Initiativanträgen beschäftigt, die sich für 
bezahlbaren Wohnraum für Nachwuchs­
kräfte und die Unterstützung frauen*recht­
licher und antisexistischer Bewegungen ein­
setzten. Widerspruch für diese Ziele gab es 
nicht.� Ngoc-Hien Le, 
� Jasmin Gerschewski ‹‹

Kreativ sein, sich einmischen
Jugend des neuen Fachbereiches geht mit vielen Vorhaben in die nächsten vier Jahre

	M
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Mitglieder auf der ersten Bundesjugendkonferenz
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Nur folgerichtig schien, dass für die künftige 
Form der Arbeit der weitestgehende Vor­
schlag die Zustimmung der Delegierten fand: 
Statt sich nur offener oder projektbezogener 
Arbeit zu bedienen, votierte die Konferenz 
einstimmig für die Bildung eines Frauenvor­
standes, der – mit eigenem Budget und Ge­
staltungskompetenz ausgestattet – Frauenin­
teressen im neuen Fachbereich vertreten soll. 
Fünfundzwanzig Nominierte aus den ver­
schiedenen Fachgruppen und Landesbezirken 
erhielten dafür den Rückhalt der Delegierten. 

„Keine Anpassung an die Vorstellungen alter 
weißer Männer!“ ermutigte auch Bundes­
fachbereichsleiter Christoph Schmitz die Teil­
nehmerinnen zur spezifischen Wahrnehmung 
ihrer Interessen: „Machen wir uns nichts vor, 
diese Gesellschaft ist immer noch strukturell 

patriarchalisch. Wir müssen gemeinsam mit 
den Männern immer wieder Impulse setzen 
– auch in der Gewerkschaft, in den Interes­
senvertretungen, Tarifkommissionen und 
Vorständen – um Strukturen und Denken zu 
verändern.“ Da bleibe viel zu tun.“

Vorschläge als „ganzen Fächer frauenpoli­
tischer Themen, mit denen Ihr euch künftig 
beschäftigen könntet“, offerierte Alexa 
Wolfstädter vom ver.di-Bereich Frauen- und 
Gleichstellungspolitik. Das Risiko eines 
„frauenpolitischen Roll-Back“ sei real, be­
tonte sie in ihrem Impulsreferat. „Die aktu­
ellen globalen Krisen sind nur gut zu lösen, 
wenn frauenpolitische Fragen darin integriert 
sind.“ Das schließe die Verringerung und  

ereinte Kraft. Keine halben 
Sachen. Und maximale Er­
mutigung. Das hätte als De­
visen für die erste gemein­
same Frauenkonferenz des 

ver.di-Fachbereiches A getaugt. Knapp 70 
Delegierte der „Finanzdienste, Kommunika­
tion und Technologie, Kultur sowie Ver- und 
Entsorgung“ erfüllten sie mit Leben. Die 
Frauen wollen ihre Interessen auch künftig 
energisch vertreten – mit eigenen Strukturen 
und einem gewählten Vorstand. Über Kom­
pass und Inhalte herrschte großes Einverneh­
men, fast alle Beschlüsse fielen einstimmig.

Konstruktiv und zugewandt, aber durchaus 
auch selbstbewusst, so präsentierte sich diese 
1. Bundesfachbereichsfrauenkonferenz am 
22. und 23. Februar 2023. Sie startete nicht 
am Punkt Null. Das machten Nicole 
Seelemann-Wandtke und Ayse Te­
kin, die bislang Fraueninteressen 
im Gründungsvorstand des 
neuen Fachbereiches vertreten 
hatten, schon zur Begrüßung 
klar. Durch alle Debatten zog 
sich später der Begriff des 
„Arbeitspakets Frauen- und 
Gleichstellungspolitik“, der 
sich für die engagierte Vorbe­
reitung frauenspezifischer The­
men sowie für ihre Streiterinnen 
im künftigen ver.di-Fachbereich 
eingebürgert hatte.

In Ergänzung des Geschäftsberichts 
wurden Aktive interviewt, die sich in 
diesem Formierungsprozess bereits für Frau­
enanliegen stark gemacht hatten. Sigrid 
Schubecker aus dem Bereich Finanzdienste 
etwa berichtete, wie es unter Pandemiebedin­
gungen trotzdem gelungen sei, ein Projektpa­
pier und Satzungsvorschläge zu erarbeiten, 
um Frauen im neuen Fachbereich „sichtbar 
zu machen und die Arbeit mitzugestalten“. 
Frauen hätten „überall in den bisher gewähl­
ten Gremien Mandate bekommen“, darin sah 
Energiewerkerin Frauke Hüttmann ein High­
light bisherigen Engagements. Dass „nichts 
Gutes verlorengeht“, war Antrieb für Wal­
burga Rempe-Baldin, Freiberuflerin im Me­
dien- und Kulturbereich, wo heterogene In­
teressenvertretung bereits über einen Frau­
envorstand koordiniert worden war. 

Beseitigung gravierender Gender-Lücken ein 
wie bei der Digitalisierungs-, über dem be­
kannten Gender-Pay-Gap bis hin zur vielfach 
existenziell bedrohlichen Renten-Lücke.

Diese und weitere Themen spiegelten sich 
nachfolgend an den zur Auswahl stehenden 
acht „Thementischen“ des World Cafés wider. 
Dabei ging es um die tarifpolitische Arbeit von 
Frauen, um Frauen und Digitalisierung, um 
Homeoffice und das „New Normal“ im Be­
reich Gute Arbeit, um Kommunikation, Netz­
werken und die Gewinnung von mehr weib­
lichen Nachwuchskräften, etwa mit dem Pro­
jekt RONJA, aber auch um Sexismus und se­
xuelle Belästigung am Arbeitsplatz oder die 
Vorstellung der Vertrauensstelle Themis. 

Etliche solcher Schwerpunkte fanden sich in 
Anträgen wieder. Eine einstimmig 

beschlossene tarifpolitische Forde­
rung verlangt etwa die Prüfung 

aller neu verhandelten Tarifver­
träge im Fachbereich auf die 
Einhaltung von Entgeltgleich­
heit. Weitere Anträge zielen 
darauf, die Arbeitsbedingun­
gen von Frauen in selbststän­
diger Erwerbsarbeit stärker zu 
fördern sowie angemessene Ba­

sishonorare für selbstständige 
Kreative durchzusetzen, im Rah­

men der gewerkschaftlichen Digi­
talisierungsstrategie für Geschlech­

tergerechtigkeit zu sorgen und Qualifi­
zierung zur Beschäftigungssicherung in 
Digitalisierungsprozessen zu nutzen. 

Die Delegierten stimmten für einen höheren 
Frauenanteil in TOP-Führungspositionen und 
forderten eine gerechtere Arbeitszeitpolitik. 
Dazu zählten sie eine gesetzlich verbriefte be­
dingungslose Rückkehrmöglichkeit in ein 
Vollzeitarbeitsverhältnis, eine Informations­
pflicht für Arbeitgeber bei Rückkehrgesprä­
chen aus der Elternzeit sowie die Gewährung 
von Freistellungen für ehrenamtliche gewerk­
schaftliche Arbeit. Dass die Bundesfachbe­
reichskonferenz eine Resolution „Frauen. Le­
ben. Freiheit. Solidarität mit dem Widerstand 
iranischer Frauen“ ebenfalls einstimmig an­
genommen hat, auch das ein Zeichen der Er­
mutigung.� Helma Nehrlich ‹‹

Konstruktiv und selbstbewusst
Frauen wählten eigenen Vorstand und fassten konkrete Beschlüsse
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ie so oft bei technischem Fortschritt, 
hatte der Einsatz des auf einer KI ba­
sierten Dialogsystems ChatGPT den 
Effekt einer Explosionswelle in Zeit­
lupe: Sein Erscheinen war nach der 

langen Zeit des KI-Hypes beinahe überfällig, kam den­
noch überraschend und mit Auswirkungen, die sich 
in verschiedene Richtungen ausbreiten. Auch wenn 
relativ schnell klar wurde, dass diese Innovation noch 
nicht in der Lage ist, menschliche Arbeit im großen 
Stil zu substituieren und auch Fehler und 
Lücken bekannt wurden, sind die An­
wendungsmöglichkeiten für den Jour­
nalismus im Prinzip durchaus beein­
druckend.

Obschon die Datenbasis von ChatGPT 
nur bis 2021 reicht und tagesaktuelle 
Berichterstattung deshalb nicht funk­
tioniert, kann diese Technologie als 
eine Art intelligente Assistenzfunktion 
Recherchen, Interviewvorbereitungen 
und Quellensuchen unterstützen und 
auch den Text selbst verbessern bzw. 
„einfache“ Stücke und Passagen ver­
fassen (https://mmm.verdi.de/pod-
cast/). Weitere Entwicklungen von 
Mitbewerbern sind schon angekündigt 
und sollen dann aktuelle Daten über einen Zugang zu 
einer Suchmaschine nutzen (Bing AI), über eine 
Sprachsteuerung verfügen und auch digitale Kunst ge­
nerieren können (Chatsonic): Ein umfassender, ver­
lässlicher und kreativer „Partner“ im Web ist das Ziel. 

Faszinierend sind damit auch die gesellschaftlichen 
Auswirkungen: Man könnte vermuten, dass dieses 
Tool jenen Menschen helfen kann, die weniger Rou­
tine beim Verfassen von Texten und limitierten Zu­
gang zu Quellen haben. Dies könnte also dazu führen, 
dass die Qualität der Texte der „expressiven 
Crowd“ erhöht wird: „Bürgerjournalisten“ 
würden hiervon profitieren und damit viel­
leicht auch generell die Art der Kommunika­
tion in der Gesellschaft verbessert werden. 
Diese würde sich mit der Zeit immer weiter 
entwickeln, da es zu positiven Lerneffekten 
führt, wenn man sich mit dem generierten 
Text und seinen Quellen auseinandersetzt. 
Vielleicht würde sogar eine neue Art von  
Rationalität und Objektivität Einzug halten? 

Explosionswelle  
in Zeitlupe
ChatGPT: Demokratisierung oder Fehlleitung der Massen?

Habermas hatte ja bereits auf die Notwendigkeit des 
„kommunikativen Handelns“ in der Gesellschaft auf­
merksam gemacht, in der die Beteiligten ihre indivi­
duellen Ziele unter der Bedingung verfolgen, „dass sie 
ihre Handlungspläne auf der Grundlage gemeinsamer 
Situationsdefinitionen abstimmen können.“ 

Könnte diese Situationsdefinition auch durch ChatGPT 
und andere Tools erfolgen? Zumindest könnte man 
erhoffen, dass durch eine qualitative Verbesserung des 
gesellschaftlichen Diskurses die negativen Folgen der 
fortschreitenden Machtzentralisierung ein Stück weit 
kompensiert werden, welche durch derartige Tools 
zutage treten: Diese befinden sich in den Händen von 
nichteuropäischen Technologiekonzernen, welche 
unbestimmte gesellschaftliche Verpflichtungen auf­
weisen. Natürlich würde ein derartiger breiter „Up­
grade“ journalistischer Fähigkeiten Auswirkungen 
haben: Verbindungen von professionellem Journalis­
mus und Bürgerjournalismus sind bisher gescheitert, 
auch weil man wohl einen Qualitätsverlust befürch­
tete, obwohl die ausgedünnten Redaktionen durchaus 
Unterstützung, insbesondere bei der regionalen Be­
richterstattung brauchen könnten (https://mmm.
verdi.de/tarife-und-honorare/eine-einzigartige-

oeffentliche-plattform-84777). 

Wenn man dieser Assistenzfunktion eine 
derartig mächtige Rolle zuschreiben kann – 
immerhin schiebt sich diese immer mehr 
zwischen die Menschen, filtert und beein­
flusst ihre Kommunikation und das Wissen 
übereinander – stellt sich die Frage, wie diese 
Technologien funktionieren, welche „Hal­
tung“ sie repräsentieren. Wir können ver­
muten, dass sich die Tools einzelner Anbie­
ter voneinander hierbei durchaus unter­

scheiden: Kann es „linke“ oder „rechte“ Systeme ge­
ben? Der europäische Reflex allerdings, den 
zugrundeliegenden Algorithmus offenzulegen und zu 
regulieren, stößt bei diesen Systemen an seine Gren­
zen: Regeln der komplexen KI müssen wohl weit ge­
fasst werden und so können Interpretationsräume ent­
stehen, welche das Modell ausfüllt. 

Es wurde etwa schon berichtet, dass ChatGPT Quel­
len erfinden kann https://futurezone.at/science/
chatgpt-wissenschaft-forschung-quellen-universi-

BERUF

	W  Das unabhängige For-
schungsinstitut Midjourney 
hat eine künstliche Intelli-
genz geschaffen, die aus 
Textbeschreibungen Bilder 
kreieren kann. Nach der bei-
spielhaften Eingabe „digital 
artificial intelligence“ wur-
den u.a. diese vier Bilder ge-
staltet.
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taet-fake-news/402255681. Bei einem Selbstversuch 
schrieb das Tool dem Verfasser dieses Beitrags drei 
Texte zu, die – obwohl Titel und auch der Verlag in­
haltlich stimmig waren – nicht existieren bzw. keinen 
Beitrag des Autors enthalten. Ist vielleicht das vom 
System erwünschte Verhalten – objektiv, kreativ und 
verlässlich zu agieren – der Grund für diese Datenhal­
luzination? 

Auch die Anbindung der KI an das Internet und damit 
eine weiter zunehmende Komplexität des Systems 
scheint nicht unproblematisch zu sein. Erste Anwen­
der von Bing AI berichten, dass das System in be­
stimmten Situationen ausfällig und wohl sogar aggres­
siv wurde, was mit einer Überforderung der KI erklärt 
wurde: Wenn das System einen direkten Zugang zum 
schwer kontrollierbaren Netz hat, ist es eben auch mit 
extremen Emotionen konfrontiert und scheint auf Pro­
vokationen zu reagieren. 
https://kurzelinks.de/M-Bing-Ai

Die neuen Kommunikationsmöglichkeiten gehen also 
wohl auch mit Gefahren der Ungenauigkeit und Feh­
lerhaftigkeit einher und verlangen so ein menschliches 
„journalistisches Korrektiv“. An dieser Stelle könnten 
sich die Gewerkschaften als eine Kraft positionieren, 
die beobachtet, Nutzen, Korrekturen und Grenzen 
auch über den Journalismus hinaus aufzeigt. Vielleicht 
sind die Unzulänglichkeiten dieser Technologie dann 
ja auch ein gewisser Segen, weil sie der Gesellschaft 
und den politischen Akteur*innen Zeit geben, sich zu  
adaptieren und Strategien im Umgang mit diesen 
Technologien zu entwickeln. Auch wenn es nach ei­
ner müden Erkenntnis oder minimalistischen Hoff­
nung klingen mag: Lerneffekte sind trotzdem zu er­
warten – durch Überprüfung und Verifizierung der 
Inhalte des Assistenzsystems können beim Anwender 
neue Erkenntnisse und Fähigkeiten entstehen. Und 
dies ist ein Nutzen, welcher für die künftige Beziehung 
zwischen Mensch und Technologie von großer Bedeu­
tung sein kann.� Ayad Al-Ani ‹‹
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er Axel Springer Verlag forciert den 
Umbau zum rein digitalen Konzern. 
Auf dem Weg dahin soll es deutliche 
Einsparungen und einen Stellenab­
bau geben. Dies kündigte der Vor­

stand am 28.Februar gegenüber der Belegschaft an. 
„Unser Ziel ist‚ Digital only‘“, so Springer-Vorstands­
chef Mathias Döpfner. Hauptbetroffene dürften die 
Mitarbeiter*innen der bisherigen Flaggschiffe „Bild“ 
und „Welt“ werden. ver.di kritisiert die Pläne als „ab­
gehobene Unternehmensstrategie, die Renditeerwar­
tungen in den Aufsichtsräten bedient“. 

Noch vor wenigen Monaten hörte es sich weitaus we­
niger bedrohlich an. Anfang November 2022 sagte 
Döpfner in einem Podcast an die Springer-Beleg­
schaft, Print solle für „Bild“ und „Welt“ auch „in der 
näheren Zukunft eine sehr wichtige Rolle spielen“. 
Allerdings gebe es Bereiche, „die man nicht länger 
analog, sondern nur digital weiterführen will, das gilt 
aber nicht für die ganzen Markenfamilien“.

Doch schon Mitte Januar fiel die Analyse deutlicher 
aus. In einem Interview mit der Deutschen Presse-
Agentur (dpa) bekannte sich der Springer-Boss un­
umwunden zur „Digital only“-Strategie. „Mein Ziel 

ist es, die digitale Transformation zu vollenden und 
aus Axel Springer ein reines Digitalunternehmen zu 
machen“, so Döpfner. Es sei „völlig klar, dass es eines 
Tages keine gedruckte „Bild“-Zeitung, keine  
gedruckte „Welt“ und überhaupt keine gedruckte  
Zeitung mehr im Hause Axel Springer geben wird“. 
Außer vielleicht „Sondereditionen“. Einen konkre­
ten Zeitplan nannte er dabei nicht. 

Freiwilliges Ausscheiden forciert

In den nächsten drei Jahren, so heißt es jetzt, soll das 
Ergebnis der „blauen“ (Welt) und „roten“ (Bild) 
Gruppe um „rund 100 Millionen Euro“ verbessert 
werden, „durch Umsatzsteigerungen und Kostenein­
sparungen“. Das bedeute auch „Umbau der Redak­
tionen und Verschiebung von Personal und Kosten“. 
Bisherige „Zentralfunktionen, bestehend aus Finan­
zen, Controlling, Personal und Recht“ sollen „deut­
lich schlanker aufgestellt werden“. Präzisere Anga­
ben vermied Döpfner erneut. Allerdings bemühe man 
sich, betriebsbedingte Kündigungen zu vermeiden. 
Auch stehe man mit dem Konzernbetriebsrat in Ver­
handlungen über ein „Freiwilligenprogramm“, mit 
dem die Mitarbeiter*innen zum Ausscheiden bewegt 
werden sollen.� »

Bald bei Springer
„Digital only“
Umbau der Redaktionen und Verschiebung von Personal und Kosten

	D 
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Axel-Springer-Neubau in 
Berlin, Zimmerstraße
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nigt durch den Einbruch des Anzeigenver­
kaufs, steigender Papierpreise, sinkender 
Kaufkraft durch die allgemeine Inflation – 
weiterhin im Niedergang begriffen. Dies be­
kommen speziell auch die beiden verbliebe­
nen nationalen Printmarken Springers zu spü­
ren. Allein Bild brach zuletzt im Vergleich 
zum vierten Quartal 2021 erneut massiv ein. 
Mit knapp 834.000 Abos und Einzelverkäu­
fen lag das Boulevardblatt 14,1 Prozent unter 
der Vorjahreszahl. Besonders dramatisch ver­
ringerte sich der Einzelverkauf: Noch vor gut 
drei Jahren bei anderthalb Millionen Auflage, 
findet die einstige Cash Cow des Verlags jetzt 
bei gerade mal 736.000 tägliche Käufer*in­
nen. 

Auch die Welt-Gruppe schwächelt. Zuletzt 
fiel die Auflage der „Welt“ (Abo und Einzel­
verkauf innerhalb eines Jahres um 6,6 Pro­
zent auf jetzt noch dürftige 38.000 Exemp­
lare. Die Verkäufe der „Welt am Sonntag“ 
sackten gar um 9,6 Prozent erstmals knapp 
unter 200.000. Schon geht in der Branche 
das Gerücht, dass die „Welt“ sehr bald ihre 

werktäglich gedruckte Ausgabe einstellt. 
„Bild am Sonntag“ brach um 11,9 Prozent auf 
jetzt 527.000 Exemplare ein und wurde erst­
mals von der „Zeit“ als führende Wochen­
zeitung abgelöst. Passend dazu meldete die 
„Süddeutsche Zeitung“ kürzlich, dass bis 
Mitte des Jahres der Zustellservice von BamS 
und WamS beendet werden soll.

Ernüchterung ist auch im Hinblick auf den 
einstigen Hoffnungsträger „Bild TV“ einge­

Trotz Inflation, Energiekrise und Ukraine-
Krieg hatte Springer 2022 seine wirtschaft­
lichen Ziele übertroffen. Der Umsatz lag bei 
rund 3,9 Milliarden Euro, der Gewinn betrug 
etwa eine Dreiviertelmilliarde. Schon jetzt ist 
Springer der führende digitale Medienkon­
zern in Europa. So stammen 85 Prozent des 
Umsatzes und mehr als 95 Prozent des Ge­
winns bereits aus dem Digitalgeschäft.

ver.di kritisierte die Springer-Pläne als rein 
renditeorientierte, abgehobene Unterneh­
mensstrategie, die immer weniger verlegeri­
sche Züge trage. Nach Bertelsmann kündige 
mit Axel Springer erneut ein Großverlag an, 
„ohne wirtschaftliche Not“ und mit im Bran­
chenvergleich „übersteigerten Gewinnerwar­
tungen, sich gegen journalistische Vielfalt im 
eigenen Verlag zu entscheiden“, monierte ver.
di Bundesvorstandsmitglied Christoph 
Schmitz. Ein so ertragreicher Konzern wie 
Axel Springer könne „aus den laufenden Ge­
winnen in Journalismus investieren und die 
journalistischen Kolleginnen und Kollegen 
weiterhin beschäftigen“ so Schmitz. 

In einem Offenen Brief an Döpfner hatte auch 
der „Welt“-Betriebsrat schon Ende 2022 
Döpfners Andeutungen einer „Digital-only“-
Zukunft kritisiert. Vage Aussagen über die 
„Trennung von Mitarbeitern“ und „Personal­
umschichtungen“, würden zu permanenter 
Verunsicherung führen. 

Die Debatte geschieht vor dem Hintergrund 
einer sich verschärfenden strukturellen Bran­
chenkrise. Das Printgeschäft ist – beschleu­

kehrt. Der TV-Kanal war im Sommer 2021 
gestartet, seine Zuschauerquoten blieben aber 
weit hinter den Erwartungen zurück. Dabei 
sollte der Ausbau von „Bild“ zur Fernseh­
marke auch dem schwächelnden Printprodukt 
neuen Sauerstoff zuführen. „Bild TV“ sollte, 
so das ehrgeizige Ziel, nichts Geringeres als 
ARD und ZDF Paroli bieten. Man wolle Welt, 
Politik und Alltag der Menschen „nicht so 
steril und weichgespült wie teilweise bei den 
Öffentlich-Rechtlichen“ zeigen, hatte der in­
zwischen längst geschasste damalige Bild-
Chef Julian Reichelt getönt.

Kein Verlegerfernsehen

Der Plan scheiterte jedoch auf der ganzen  
Linie. Mangels Publikumsresonanz wurde die 
überwiegend krawallige Live-Berichterstat­
tung zum Jahresende fast völlig eingestellt. 
Betroffen waren rund 80 überwiegend befris­
tet eingestellte Mitarbeiter*innen. Derzeit 
werden hauptsächlich Dokumentationen und 
Reportagen von WeltN24 versendet. 

„Dieses hochambitionierte Nachrichtensen­
derkonzept war im Rückblick nicht die rich­
tige Idee“, räumte Vorstandschef Döpfner im 
Januar gegenüber dpa ein. Damit zerplatzt 
wieder einmal der alte Traum des Konzern­
gründers Axel Cäsar vom Verlegerfernsehen. 
Getreu der Döpfnerschen Devise, wonach 
„jedes Geschäft für sich genommen wirt­
schaftlich gesund ist und bleibt“. 

Die mangelnde Perspektive von Print und die 
Pleite des TV-Projekts könnten die forcierte 
Hinwendung Springers zur Digitalisierung 
und zum Auslandsgeschäft vorantreiben. 
Aktuell beschäftigt der Konzern weltweit 
rund 18.000 Mitarbeiter*innen. Unter ande­
rem betreibt er digitale Immobiliengeschäfte 
sowie die digitale Jobbörse Stepstone. Journa­
listisch sind nach Verlagsangaben etwa 3.400 
Beschäftigte tätig, davon ein wachsender Teil 
in den USA. Nach Branchenmeldungen er­
wägt Springer, Stepstone an der Börse zu plat­
zieren, um seine Wachstumspläne zu finan­
zieren. Seit 2019 ist der US-Finanzinvestor 
KKR mit 35,6 Prozent größter Springer- 
Aktionär.

Bleibt die Frage, für wie viel Publizistik im 
Konzern künftig noch Platz bleibt. Im digi­
talen Zeitalter und wegen der wachsenden  
Bedeutung von künstlicher Intelligenz, so ver­
sichert Döpfner, werde der Journalismus 
„noch stärker als bisher“ im Zentrum stehen. 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Sparpläne 
wirken solche Bekenntnisse wie Nebelkerzen.
� Günter Herkel ‹‹
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mit dem ZDF betriebene „Mittagsmagazin“ 
werde der RBB, so Vernau, „nicht mehr aus 
eigener Kraft finanzieren können“. Immerhin: 
Die Regionalstudios in Cottbus und Frankfurt/
Oder bleiben erhalten. Gleiches gilt für die 
sechs Radioprogramme des Senders. 

Mächtig bluten muss dagegen das RBB-Fern­
sehen. Bleibt es bei den Sparansagen der In­
tendanz, dürfte der „Metropolensender“ auf 
ein vorwiegend regional orientiertes Kernpro­
gramm schrumpfen. Erhalten bleiben auf je­
den Fall die Informations-Flaggschiffe RBB24 
Abendschau und RBB24 Brandenburg Aktu­
ell. Weichen müssen aus Kostengründen vor 
allem Formate mit überregionaler Ausstrah­
lung. Nach der Einstellung von „Chez Krö­
mer“ trifft es nun wohl auch „Thadeusz und 
die Beobachter“ sowie „Studio Orange“.

Finanzielle Belastungen in einstweilen unbe­
kannter Höhe kommen auf den Sender noch 
durch Klagen einstiger Führungskräfte auf 
Zahlung von Betriebsrenten und Ruhegelder 
zu. Allein die fristlos entlassene Ex-Intendan­
tin Patrizia Schlesinger will vor Gericht nach 
Angaben ihres Anwalts 18.384,54 Euro mo­
natlich Versorgungsbezüge einklagen. 

Für Vernau kommt es darauf an, „die Aus­
wüchse des Systems Schlesinger wieder auf 
Normalmaß zurückzuführen und verloren ge­
gangenes Vertrauen zurückzugewinnen“. Das 
kann dauern. Staatsanwaltschaft, Rechnungs­
höfe und externe Juristen ermitteln seit Mo­
naten und durchforsten die Aktenberge nach 
Indizien für Vetternwirtschaft, Verschwen­
dung und Veruntreuung. Auch die Ermittlun­
gen selbst belasten den RBB-Etat. Eine erste 

m Rundfunk Berlin-Branden­
burg (RBB) regiert jetzt der 
Rotstift. Rund 49 Millionen 
Euro will Interims-Inten­
dantin Katrin Vernau bis 

Ende 2024 einsparen. In diesem Zeitraum sol­
len etwa 100 von derzeit rund 1.600 Stellen ab­
gebaut werden. Das TV-Programm wird 
hauptsächlich auf die Sendestrecke von 18 bis 
22 Uhr eingedampft. Gewerkschaften und 
Beschäftigte reagieren empört auf den geplan­
ten Kahlschlag. Während die Belegschaft blu­
ten soll, streitet die gefeuerte Ex-Intendantin 
Schlesinger juristisch um üppige Ruhegelder.

Im Eiltempo räumt Katrin Vernau das von 
Schlesinger hinterlassene Chaos auf. Als ers­
tes cancelte sie das hoffnungslos überteuerte 
Prestigeprojekt eines Digitalen Medienhau­
ses. Von der früheren Geschäftsleitung sind 
inzwischen alle gegangen (worden). Statt ei­
nes vierköpfigen Direktoriums soll es künftig 
nur noch zwei Direktorien geben. Anfang 
März wählte der neu konstituierte Rundfunk­
rat die bisherige Kulturchefin Martina Zöll­
ner zur neuen Programmdirektorin. Noch va­
kant ist die Position der geplanten kombinier­
ten Verwaltungs- und Betriebsdirektion. 

Allein die Personalkosten sollen um elf Milli­
onen verringert werden. Das betrifft den Ab­
bau von etwa 100 Stellen – eine Zielmarke, 
die durch den längst verhängten Stopp zur 
Nachbesetzung von Stellen erreicht werden 
soll, außerdem durch den Abbau von außer­
halb des regulären Plans von Schlesinger ge­
schaffener Stellen. Auch will Vernau die im 
ARD-Vergleich überdurchschnittlich hohe 
Anzahl außertariflicher Verträge perspekti­
visch halbieren. Ein klares Bekenntnis zu ei­
nem Verzicht auf betriebsbedingte Kündigun­
gen mochte sie bislang nicht abgeben. 

Beim Programm geht es vor allem an die am­
bitionierten, aber die Möglichkeiten einer 
im ARD-Kontext eher kleinen Anstalt fi­
nanziell nicht stemmbaren Projekte. Die 
Federführung für das Studio Warschau 
wird an den Westdeutschen Rundfunk 
zurückgegeben. Auch das gemeinsam 

Abrechnung der Anwaltskanzleien ergab For­
derungen von 1,4 Millionen Euro, im Schnitt 
250.000 Euro pro Monat. Der von der haupt­
sächlich tätigen Kanzlei Lutz/Abel zur letzten 
Sitzung des alten Rundfunkrats am 28. Feb­
ruar angeforderte Zwischenbericht wurde 
nicht vorgelegt – trotz Absprache war die 
Kanzlei angeblich von der Compliance-Beauf­
tragten nicht eingeladen worden. 

Der neue Rat hat sich zwar Anfang März 
konstituiert. Unter den 18 neuen der insge­
samt 30 Mitglieder ist auch Katja Karger, 
Vorsitzende des DGB-Bezirksvorstands Ber­
lin-Brandenburg. Sie folgt auf Dieter Pienkny. 
Er engagierte sich mehr als zwei Jahrzehnte 
auf dem Ticket des Gewerkschaftsbundes im 
Rundfunkrat. Auf eine/n neue Vorsitzende/n 
konnte sich das Gremium, das in seiner alten 
Besetzung aufgrund mangelhafter Kontroll­
tätigkeit die skandalösen Zustände im Sender 
mitzuverantworten hatte, noch nicht einigen. 

Dass die Beschäftigten diesem Treiben mit ei­
ner Mischung aus Wut und Empörung zuse­
hen, versteht sich von selbst. Eine Misere aus­
zubaden, die sie nicht zu verantworten haben, 
kommt für sie nicht infrage. Mit dem diszi­
pliniert ausgetragenen ganztätigen Streik am 
27. Januar setzten sie ein eindrucksvolles Si­
gnal. Nachdem sich die Intendanz in der lau­
fenden Tarifrunde zunächst mit dem Hinweis 
auf leere Kassen hartleibig gab, scheint all­
mählich ein Umdenken einzusetzen. Zuletzt 
(23.2.) bot der Sender eine „Inflationsaus­
gleichsprämie“ von bis zu 3.000 Euro an so­
wie eine mit 2,8 Prozent allerdings recht 

kümmerliche lineare Steigerung der Gehäl­
ter, Honorare und Vergütungen für Aus­

zubildende (ab September 2023). Auch in 
Sachen Beschäftigungssicherung für 
langjährige Freie wollte der RBB an den 
Verhandlungstisch zurückkehren. �
� Günter Herkel ‹‹
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Streik beim RBB Ende Januar. 500 Beschäftigte 
protestierten gegen die Blockade der  
Geschäftsleitung bei den Tarifverhandlungen. 
Programmausfälle waren die Folge.



Wie hartnäckig an dieser Ungleichheit 
festgehalten wird, haben sie in der Aus-
einandersetzung mit ihrem ehemaligen 
Arbeitgeber, dem ZDF selbst erfahren. Sie 
haben gegen ihre Lohndiskriminierung 
geklagt. Mit welchem Ergebnis?
Ich klage nun seit acht Jahren gegen das ZDF. 
Ein Ergebnis daraus ist das Präzedenzurteil 
des Bundesarbeitsgerichts, von dem viele  
andere Frauen nun profitieren können. Für 
mich hatte es zur Folge, dass das ZDF zwar die 
Gehaltsinformation nach dem Entgelttrans­
parenzgesetz herausgeben musste, demzufolge 
verdiente ich im Jahr 2017 rund 800 Euro we­
niger im Monat als meine männlichen Kolle­
gen. Aber mein Geld habe ich bisher trotzdem 
nicht bekommen. Denn der Gesetzgeber hat 
seinerzeit bei der Verabschiedung des Entgelt­
transparenzgesetzes versäumt vorzugeben, 
welche Rechtsfolgen die Lohndiskriminie­
rung haben soll. Das Bundesverfassungsge­
richt hat deswegen entschieden, dass ich nun 
wieder vor das Arbeitsgericht Berlin ziehen 
muss, um meinen Lohn dort einzuklagen.

Gab es vom ZDF ein Angebot, Sie zu ent-
schädigen?
Es gab ein Abfindungsangebot von 110.000 
Euro und einer bezahlten viermonatigen Frei­

m 7. März war in Deutschland 
Equal Pay Day. Er markiert 
symbolisch den Tag im Jahr, 
der der Lohnlücke zwischen 
Frauen und Männern ent-

spricht und macht auf diesen Missstand auf-
merksam. Seit Jahren tut sich wenig bei der 
Lohnlücke zwischen Männern und Frauen, 
das zeigen die Daten des Statistischen Bun-
desamtes. 18 Prozent weniger haben Frauen 
2022 pro Stunde brutto verdient. Für Birte 
Meier ist das nicht akzeptabel. Sie selbst hat 
Lohndiskriminierung erlebt und sich dagegen 
gewehrt. Mittlerweile führt die Journalistin 
seit Jahren einen Rechtsstreit gegen ihren 
ehemaligen Arbeitgeber ZDF, in dem es ihr um 
mehr geht als um ihren Verdienst. Sie will 
Lohngerechtigkeit für Frauen. Jetzt hat sie ein 
Buch darüber geschrieben: „Equal Pay Now! 
Endlich gleiches Gehalt für Frauen und Män-
ner. Was wir jetzt tun können“.

M | Der Gender Pay-Gap klingt nach einer 
harmlosen Lücke. In Wirklichkeit ist er 
eine krasse Form der Diskriminierung. 
Weshalb ist der Verdienst von Männern 
und Frauen immer noch nicht angegli-
chen?
BIRTE MEIER | Das ist schwer nachvollzieh­
bar. Deutschland ist auch im Europäischen 
Vergleich ohnehin recht weit hinten, was die 
Lohngerechtigkeit angeht. Die bereinigte 
Lohnlücke ist sogar auf 7 Prozent gestiegen, 
sie lag lange bei 6 Prozent. Das wird zwar auch 
von der Politik bedauert, aber an den Kern des 
Problems geht sie nicht. Im Gegenteil, es wird 
weiterhin so getan, als seien die Frauen selbst 
daran schuld, dass sie den falschen Beruf er­
greifen, zu schlecht ihre Löhne zu verhan­
deln, zu lange Elternzeit nehmen und danach 
zu lange Teilzeit arbeiten. Es gibt dann solche 
ein bisschen halbherzigen Initiativen wie den 
Girls Day, um Frauen zu ermutigen, in natur­
wissenschaftliche Berufe zu gehen oder Ver­
suche, die Vereinbarkeit von Beruf und Fami­
lie zu verbessern. In anderen Ländern sehen 
wir aber viel wirksamere Lohntransparenz-
Initiativen und Gesetze, die die Unternehmen 
in die Pflicht nehmen, anstatt die Verantwor­
tung den Frauen zuzuschieben. Das hat hier 
bis dato nicht stattgefunden. Offenbar halten 
sich alte Rollenbilder und die Idee des Hinzu­
verdienerinnenmodells in Deutschland be­
sonders hartnäckig.

stellung. Der Haken an der Sache war, dass 
ich mit der Abfindung einen Maulkorb hätte 
unterschreiben müssen. Es war dort eine Ver­
tragsstrafe vorgesehen, für den Fall, dass ich 
die Lohndiskriminierung weiter öffentlich  
gemacht hätte. Das war ich zu diesem Zeit­
punkt, nach sieben Jahren Rechtsstreit nicht 
bereit zu unterzeichnen. Eine solche Ver­
schwiegenheitserklärung ist nämlich an sich 
schon ein riesengroßes Problem. Denn wenn 
wir nun den wenigen, die sich gegen Diskri­
minierung wehren, auch noch den Mund ver­
bieten, bleibt das Thema im Verborgenen und 
wir als Gesellschaft werden nie über dieses 
Problem sprechen.

Betrifft das Thema uns als Medienschaf-
fende und Journalistinnen in besonderem 
Maße?
Es ist ein Phänomen, das so gut wie überall 
auftritt. Aber wir wissen, dass atypische Be­
schäftigungsformen, wie sogenannte fest-
freie Arbeitsverhältnisse, besonders von 
Lohndiskriminierung betroffen sein können. 
Dort wurde häufig nicht so genau hingesehen. 
Manchmal ist auch unklar, ob Personalräte 
überhaupt zuständig sind. Je weniger Trans­
parenz und Kontrolle es gibt, desto mehr Un­
gleichheiten können so durchrutschen. Wenn 
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Journalistin muss wegen der Klage gegen das ZDF nochmals vor das Arbeitsgericht
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dann auch noch Tarifverträge fehlen und 
Löhne frei verhandelbar sind, öffnet sich die 
Lohnschere gewaltig zu Lasten von Frauen. 

Insbesondere Frauen profitieren ja in  
allen Branchen von Tarifverträgen.
Das ist richtig. Sie müssen aber auch ge­
schlechtergerecht angewandt werden. Denn 
auch bei Tarifverträgen gibt es Spielräume, 
was zum Beispiel Boni oder Eingruppierun­
gen angeht. Es ist deshalb leider ein Trug­
schluss, dass Tarifverträge die Ungleichbe­
handlung völlig ausräumen. Personalräte und 
Gewerkschaften sollten besonders auf die ge­
schlechterneutrale Anwendung von Tarifver­
trägen achten.

Was raten sie Frauen, die von Lohndis-
kriminierung betroffen sind?
Im Idealfall sollten sich Frauen darum nicht 
selbst kümmern müssen. Solange die Politik 
es aber nicht regelt, sollten sich Betroffene 
fachlichen Rat holen: beim Betriebsrat, Per­
sonalrat, der Gewerkschaft oder beim Anwalt. 
Denn die Rechtslage ist nicht einfach. Sie soll­
ten sortiert und energisch auftreten und sich 
in keinem Fall hinhalten lassen. Hilfreich ist 
es, sich für eine Klage mit anderen Frauen und 
auch Männern zusammenzuschließen. 

Dazu gehört auch Mut.
Viele Frauen fragen sich ja tatsächlich, ob sie 
nicht vielleicht doch ein bisschen schlechter 
sind im Job als ihre männlichen Kollegen. 
Diese Selbstzweifel gehören auf den Müll. 
Denn selbstverständlich hat man Anspruch 
auf gleichen Lohn für die gleiche Tätigkeit. 
Das ist ein Grundrecht.

Gespräch: Julia Hoffmann ‹‹
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Streiks beim ZDF

Deutlich mehr Geld 
gefordert
eim ZDF wurde am 7. März gestreikt, 
um den Forderungen in der laufenden 
Tarifverhandlung für einen neuen 
Vergütungstarifvertrag mehr Nach­
druck zu verleihen. Von dem mehr­

stündigen Streik, zu dem die Gewerkschaften VRFF, 
ver.di und DJV aufgerufen hatten, waren die aktuel­
len Sendungen ZDF-„heute“ und „drehscheibe“ be­
troffen. Als Ersatz gab es unter anderem Sendungen 
wie „heute Xpress“ und „Bares für Rares“. 

ver.di fordert mehr Gehalt auf Basis des solidarischen 
Festbetragsmodells, das heißt deutlich mehr als 3,135 
Prozent rückwirkend zum 1. Juli 2022. Zusätzlich soll 
die volle Inflationsausgleichsprämie von 3.000 Euro 
steuerfrei für alle gezahlt werden. Auch die Ausbil­
dungsvergütung soll kräftig angehoben werden. Die 
Laufzeit dürfe maximal 21 Monate betragen. Weitere 
Zukunfts-Themen liegen auf dem Tisch. Dazu gehö­
ren der Ausschluss von Beendigungskündigungen; die 
Verbesserung der Beschäftigungssicherheit für freie 
Mitarbeitende; die generelle Anrechnung der Zeiten 
im ZDF als freie*r Mitarbeiter*in bei Festanstellung; 
die Übernahme der Auszubildenden/Volontär*innen 
und Dual-Studierenden in ein unbefristetes Arbeits­
verhältnis bei erfolgreichem Abschluss. Auch ein  
Altersteilzeit-Modell mit Einkommensausgleich für 
Feste und Freie sowie der Ausschluss sachgrundloser 
Befristungen sind angemahnt. Am 8. März kam es zu 
„konstruktiven Gesprächen“, so die Verhandlungs­
kommission. Die nächste Verhandlung findet am 17. 
März (nach Redaktionsschluss) statt. � wen ‹‹

	B 
	B uchtipp

Birte Meier
EQUAL PAY NOW!
Endlich gleiches Gehalt 
für Frauen und Männer
Was wir jetzt tun können

Paperback, 240 Seiten
ISBN: 978-3-442-17984-8
Goldmann Verlag 2023

Anzeige



ei den 11 Yorck-Kinos in Berlin und bei UCI in ver­
schiedenen Städten wurde in den letzten Wochen für 
bessere Stundenlöhne gestreikt. Viele Beschäftigte 
waren an den verschiedenen Standorten dem ver.di-
Aufruf gefolgt. Filmvorstellungen fielen aus. Die  

Beschäftigten fordern eine angemessene Bezahlung für ihre Arbeit. 
Bei den Yorck-Kinos geht der Arbeitgeber gegen aktive Gewerkschaf­
ter*innen vor, indem er ihre befristeten Arbeitsverträge nicht ver­
längert, obwohl sie als Arbeitskräfte gebraucht werden. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Yorck-Kinos verlangen  
einen Einstiegslohn von 13 Euro je Stunde und ein Ende der Massen­
befristungen. Die Yorck Kino GmbH befristet über 45 Prozent der 
Arbeitnehmer*innen, obwohl sie sich an den Tarifvertrag mit einer 
Befristungsquote von maximal 10 Prozent halten muss. Diese ille­
galen Befristungen laufen nun aus und viele Beschäftigte würden da­
mit ihren Job verlieren. 

„Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Kinobranche ver­
dienen eine faire Entlohnung für ihre harte Arbeit und ihr Engage­
ment. Sie machen die Kinos sauber, bedienen die Gäste und sorgen 
für eine gute Atmosphäre. Es ist an der Zeit, dass die Arbeitgeber 
ihre Verantwortung für eine gerechte Entlohnung wahrnehmen“, 
sagt Jörg Reichel, zuständiger Gewerkschaftssekretär von ver.di in 
Berlin-Brandenburg. Neben den Lohnforderungen protestiere  
ver.di auch gegen die illegale Befristung und Entlassung von acht Ge­
werkschafter*innen durch den Arbeitgeber. Alle Gekündigten seien 
aktiv im Betrieb, drei Gewerkschafter*innen würden mit am Ver­
handlungstisch sitzen. „Diese Maßnahmen sind inakzeptabel und 
verstoßen gegen geltendes Arbeitsrecht. Die Gewerkschaft ver.di 
verurteilt diese Praxis aufs Schärfste und fordert eine sofortige Rück­
nahme der Kündigungen der Gewerkschafter*innen“, heißt es in  
einer ver.di-Mitteilung.

Unterstützung von der Bundesfachgruppe 

„Mit großem Interesse und ebenso großer Sympathie verfolgen wir, 
der Bundesvorstand der ver.di-Fachgruppe Medien, Journalismus 
und Film, die Tarifauseinandersetzung bei der Yorck Kino GmbH. 
Euer Engagement für bessere Arbeitsbedingungen und Einkommen 
für die Beschäftigten in den 11 Berliner Yorck-Kinos ist gerade in Zei­
ten steigender Lebenshaltungskosten und explodierender Mieten 
mehr als berechtigt“, heißt es in einer Solidaradresse an die Strei­

kenden am 11. März. Das Verhalten des Arbeitgebers bezeichnete der 
Bundesfachgruppenvorstand als „absolut unverständlich. „Wir for­
dern die Yorck Kino GmbH deshalb auf, ihre Angriffe gegen Strei­
kende und Gewerkschaftsmitglieder sofort einzustellen.“ Bestehende 
tarifvertragliche Regelungen seien einzuhalten. „Alle illegal befris­
teten Beschäftigungsverhältnisse in den Yorck-Kinos müssen sofort 
in unbefristete Arbeitsverhältnisse umgewandelt, alle Versuche neue 
Beschäftigte in den Kinos einzustellen, obwohl der Betriebsrat allen 
externen Neueinstellungen widersprochen hat, gestoppt werden.“ 
Auch die Aktiven und die Tarifkommissionen von Cinestar und  
CinemaxX sprachen den Streikenden der Yorck-Kinos ihre Unter­
stützung und Solidarität aus.

Warnstreiks beim Kinokonzern UCI

Die Beschäftigten der UCI Multiplex GmbH streikten am 7. März im 
Rahmen der bundesweiten Tarifverhandlungen an den fünf UCI-
Standorten Bochum Ruhr Park, Duisburg, Hamburg-Mundsburg, 
Hamburg-Wandsbek und Kaiserlautern. Das UCI in den Berliner 
Gropius-Passagen ging am 11. März gemeinsam mit den Yorck-Be­
schäftigten auf die Straße. Mit den Streiks erhöhen die Beschäftig­
ten den Druck auf die ins Stocken geratenen Verhandlungen für die 
rund 600 UCI-Beschäftigten. ver.di fordert 13,50 Euro Stundenlohn. 
Derzeit liegt der Einstiegslohn bei 12 Euro die Stunde und damit auf 
Mindestlohnniveau.

ver.di-Verhandlungsführerin Martha Richards kritisiert: „Die Kino-
Kolleg*innen sind überproportional von den Preissteigerungen mit 
zweistelligen Raten bei Lebensmitteln, Energie & Co. betroffen. UCI 
ist hier klar in der Verantwortung, existenzsichernde Löhne zu zah­
len, sonst droht massiver Arbeitskraftverlust durch Abwanderun­
gen. Zunehmend dünner werdenden Personaldecken kann nur mit 
guter Bezahlung und fairen Arbeitsbedingungen entgegengewirkt 
werden.“

Bei der vierten Verhandlungsrunde am 3. März hatten die Arbeitge­
ber ihr zu niedriges Angebot nur minimal um einen Prozentpunkt 
verändert. „Wir wollen nicht um Cent-Beträge feilschen, sondern 
fordern von UCI echte Lohnsteigerungen, die bei den Kolleg*innen 
ankommen und die sie – das ist die bittere Realität im Winter 2023 
– dringend brauchen. Der Ärger der Beschäftigten über das Verhal­
ten der Arbeitgeber ist riesig, deswegen setzen sie mit weiteren Warn­
streiks ein deutliches Zeichen“, sagte Martha Richards.� wen ‹‹
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ehn Jahre Haft für eine Straftat, deren Bezeich-
nung bereits andeutet, dass kein konkreter  
Tatverdacht für das Urteil notwendig war: „Ge-
fährdung der Integrität des Staatsgebiets“. Die 
burundische Journalistin Floriane Irangabiye 

wurde am 2. Januar 2023 nach Überzeugung von Amnesty Inter-
national auf der Grundlage konstruierter Vorwürfe für schuldig 
befunden. Ihre Rechtsbeistände haben inzwischen Rechtsmittel 
gegen das Urteil eingelegt. 

Floriane Irangabiye war am 30. August 2022 bei einem Familien-
besuch in Bujumbura festgenommen worden und wird im Ge-
fängnis von Muyinga inhaftiert. Zusätzlich zur zehnjährigen Haft-
strafe muss sie noch eine Geldstrafe in Höhe von einer Million 
Burundi-Franc (das entspricht etwa 450 Euro) zahlen. 

Die Journalistin lebte vor ihrer Festnahme seit über zehn Jahren 
im Nachbarland Ruanda. Nach ihrer Festnahme im August wurde 
sie zunächst bis September ohne Anklage gefangen gehalten. 
Während des Verfahrens in der Metropole Bujumbura legte die 
Staatsanwaltschaft Audioaufnahmen einer Sendung des burun-
dischen Online-Radiosenders „Radio Igicaniro“ vor, in der Flo-
riane Irangabiye im August 2022 die Regierung Burundis kritisiert 
hatte. Sie soll Folgendes gesagt haben: „Die Bevölkerung hat sich 
mit den Missständen in Burundi abgefunden, die Bürger äußern 
sich nicht aus Angst, getötet zu werden. Wir rufen die Menschen 
in Burundi auf, ihre Angst zu überwinden.“ Außerdem legte die 
Staatsanwaltschaft als „Beweis“ ihrer Schuld Fotos vor, die die 
Journalistin mit dem ruandischen Präsidenten Paul Kagame und 
dem ehemaligen burundischen Präsidenten Pierre Buyoya auf 
öffentlichen Veranstaltungen zeigen. Irangabiye wurde auch be-
schuldigt, an Treffen junger Menschen aus Burundi im ruandi-
schen Exil teilgenommen zu haben. 

Regierungskritiker und Medien gehören in Burundi zu den bevor-
zugten Zielscheiben der staatlichen Repression. Viele Redaktio-
nen wurden seit 2015 auf Anordnung der Behörden geschlossen. 
Obwohl Präsident Évariste Ndayishimiye 2021 versprochen hatte, 
das Verhältnis zu den Medien zu normalisieren, schränkt die bu-
rundische Regierung das Recht auf freie Meinungsäußerung nach 
wie vor stark ein. 

Was können Sie tun? 
Schreiben Sie an die burundische Justizministerin und fordern 
Sie, dass das Urteil gegen die Journalistin Floriane Irangabiye auf-
gehoben wird und die Journalistin bedingungslos und umgehend 
freigelassen wird. Betonen Sie, dass Irangabiye lediglich friedlich 
von ihrem Recht auf freie Meinungsäußerung Gebrauch gemacht 
hat. � Harald Gesterkamp «

Schreiben Sie auf Französisch, Englisch oder Deutsch an:
Mme Domine Banyankimbona
Minister of Justice
PO Box: 1880
Bujumbura, BURUNDI
E-Mail: minjustice@gmail.com oder 
infos@burundi.justice.gov.bi
Twitter: @MiniJustice_BDI

Senden Sie eine Kopie an:
BOTSCHAFT DER REPUBLIK BURUNDI
I. E. Frau Appolonie Nibona
Berliner Straße 36
10715 Berlin
Fax: (030) 2345 67 20
E-Mail: ambabuberlin2019@yahoo.com
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Aktion für Floriane Irangabiye, Burundi

Zehn Jahre Gefängnis für Journalistin
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Russlands Überfall auf die Ukraine ist auch ein Krieg gegen die Pressefreiheit. Russische Soldaten 

entführen, foltern und erschießen ukrainische und internationale Medienschaffende.

Mit Ihrer Spende kann Reporter ohne Grenzen Journalistinnen und Journalisten vor Ort helfen: Mit 

kugelsicheren Westen, Helmen, Sicherheitstrainings, psychologischer Beratung 

und Strom-Generatoren.

Spenden Sie jetzt – für Pressefreiheit auch in Kriegszeiten. 

reporter-ohne-grenzen.de/hilfe-fuer-die-ukraine

Spendenkonto: Reporter ohne Grenzen e.V. / IBAN: DE26100900005667777080 / BIC: BEVODEBB / Stichwort: Ukraine
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SCHÜTZEN  S IE  MED IENSCHAFFENDE !

E IN JAHR NACH DEM ÜBERFALL AUF DIE  UKRAINE –
DIE  GEFAHR FÜR JOURNALISTINNEN 
UND JOURNALISTEN BLEIBT
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